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Franz Hel.brch wäre am 27 9.2Al4 ?0 Jahre al,t geworden. Aus diesem AntasE würdigen

die Autoren der Gedenkschrifl aus unterschrecltrchen Bererchen der Rechts- und Wirt-

sc¡af tswìssenschaf t mit ihren Bertragen das Lebenswerk von Franz Hetbich.

0ie Berträge bef assen s¡ch mrt aktuetten Fragen hauptsãchticlr aus ienen beiden Rechts-

gebieten, rnrt denen srch Franz Hetb¡ch wãhrend seines Berufstebens ¡ts Wissenschaft-

ter und ats Rechtsanwalt rntensrv ausernandergesetzt und deren Eniwrcktung er fmlt-l

gepragt hat, dem Privatstif tungsreclrt und dem Umgrúndungsrecht-

Dre Gedenkschrill ist rn drei Kapitet geteitt:

. Der altgenrerne Terl enthatt Bertráge zunr zwischenstaatlrchen Steuerrecht und zum

U msat zsleu errec h1..

. Der Strf tungsterL enthätt sowoht Beitriige zum Privatstif tungsrecht, wie berspretswei-

se ijber die Aktivitäten von Franz l-lelblch ¿ur Entwrcklung des Prrvatstif tungsrechtes,

die Begilnstiqtenstettung und dre substif tung. ats auch steuerrechttiche sleltungnah-

men, und etnen Bertrag uber die Bezrehung zu tiechtensteinischen Strf tungen.

. Der UmgründungstoiL enthält unter anderem Vorschtäge zLl Verbesserunqen des

Unrgrrindungssteuerrechtes und St.ettungnahme n zur Earn-0ut-Problematik, ¿u den

AusschÜt tu nqsf iktio nen u nd zum Gesta ltungsnr issbrauch -
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In Erinnerung rn R.echfsanwalt

Am27620t2iÏ;ill;T"'i"'#,:.fl ::i"i"i::î-chaft suniversi'å,
Wien und emeritierter Rechtsanwalt, nach kurzer Iftankheit im 88. Lebensjahr. Sein Tod hín-
torlàisst nicht nur in seinem Familien- und Frerurdeslaeis, sondern auch im Rechtsleben eine
große Lücke.

Franz Helbich wurde am 27. 9, 1924 in Linz geboren und wuchs in Sarmingstein an der
Grenze zwischen Ober- und Niederristerreich auf, wo seine Eltern mehrere Steinbriiche be-
rieben. Naph der Volksschule in der Nachbargøneinde St. Nikola besuchte er von 1934 bis
1938 das öffentliche Stiffsg¡rmnasium der Benediktiner in Seitenstetten und maturicrte 1942
in Baden bei \ryien. Anschließend leistete er bis 1945 dcn obligatorischen Kriegsdienst. Ver-
wundet geriet er in sowjetische Kriegsgeiängenschaft, docb gelang ibm bereits nach einigen
wenigen Tagen die Flucht aus dern Kriegsgetbngenenlager bei ZweLtL Nach dem Krieg stu-
dierte Franz Helbich Rechtswisssnschaft€n an der Universität Wien und prcmovi€rte 1949.
Während der Gerichtspraxis arbeitete er ua als provisorischer Finanz,kommissär in den Fi-
nanzsenaten des VwGH; seine erste berufliche Tåitigkeit sollte pragend für sein gesamtes wei-
teres Berufslebsn bleiben. Nach dem Gerichtsjahr arbeitete Frata Helbich als Rechtsanwalts-
anwärter bei Wiener Rechtsanwälten, vor allem auf dern Gebiet des Stzuerrechts, und legte
1951 die Rechßanwaltsprüfung ab. In dieser Zeit verfasste Frønz Helbich in der Wochenzei-
tung ,,Die Furche" seinen ersten steuerrechtlichen Artikel über Scheingewinne, der vom da-
maligen Generalsekretlir der Vereinigung Österreichischer Industrieller Dr Franz Fetzer gele-
sen wurde. Dr. Fraw þ'eaer lud darauf htn Franz Helbich zur Mitarbeit bei der Vereinigung
Osteneichischer Industrieller ein, für die er 25 Jab¡e von Dezember 1951 bis Deze,rnber 1976
arbeitete. 1961 wurde er anm Leiter der Abûeilung frr Sæuer- und Finan4politik bestellt im
Februar 1971 zum leitende,lr Selaetär und von Septernber 1974 bis Dezember 1976 übte er
die Funktiou des Generalsekretärs der Vereinigung Österreichischer Indusfrieller aus.

Aus persönlichen Gründen tennte sich Franz Helbich im Dezernbff 1976 von der Ver-
einigung Österreichischer Industrieller und kehne wieder in seingn erlernten Be,mf eines

Rechtsanwalts zurück. Seine wissenschaftlichen Arbeiten zum Umgründungssteuerrecht und
seine reichen Erfahrungen im täglichen Umgang mit industiellen Unternehmern schufen
ideale Vorausseteungen für die erfolgreiche Ausübung des Beruß eines Wirtschaftsanwalts;
in sehr kurzer Zeit wurrde Frønz Helbich zu einem im In- und Ausland gesuohten Berater in
wirtschaftsrcchtlichen Fragen mit dem Schwerpunkt Umgrändungsrecht. Nicht'nur die Unûer-

nehmer selbst, sondem auch Steueiberats und Rechtsanw$ilte, die mit den meist sehr kom-
plexen FragestelluRgen des Umgründungsrechß nicht so sehr verhant waren, wandten sich

an Franz Helbich und suchten seinen Rat.

Die Arbeit von Franz Helbích als Rechtsanwalt war durch sein großas Verstifundnis für
wirtschaftliche Zusarrmenhåinge geprtigt; seine persönlichen Eige'nschaften wie Fleiß, analyti-
sches Denken, vorausschaue,ndes Planrurgsvermögen, das für einen lkutelarjuristen unver-
zichtbar ist, seine ausgeprÉigte KontaktFrihigkeit rmd eine Besonnenheit und Rr¡hsausstrahlen-
de Pe¡sönlichkeit warrn freilich ebenso notweirdig für seinen bemrflichen Erfolg.

Es überr¿scht daher nicht, dass FraM Helbich wegen seiner rechtlichen Kenntnisse und
seines wirtschaftlichen Weitblicls überdurchschnittlich oft in Außichts- und Beiräte berufen
wurde. Viele Jahre war or Mitglied des Aufsichts- bzw Beirats von bed.eutenden Untenneh-
men wie Bill4 Colonia Versicherung, Bankhaus Winter, Stadlbauer Baustoffe, Rauch Frucht-
sËifte und GeEner Textil.

Privarl,tilh¿ng und Umgründungø, Ged$ ftr Franz Helbich, Wien 2014, LexisNxis v



In Erinnerung an Rechtsanwalt em. Hon.-Prof. Dr. Franz Helbich

Bereits während seiner Tätigkeit für die Vereinigung Östeneichischer Industrieller tat
Franz Helbieh als Autor von Fachaufsätzen und Beit?igen hervo¡ kommentierte ab 1964 re-
gelmåißig die Rsp der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtr in Abgabensachen in der Zeit-
schrift,pie Industic" r¡nd beschäftigte sich intensiv mit steuerrechtlichen Fragen und finanz-
politischen Themen (zß: Die Mobilität des Kapitals und das Steuerrecht, ÖStZ 1968, 106;
Einwirkungen der Steuerpolitik auf eine wachsende \üirtschaft, rvVirtschaftspolitische Blätter
4/s/1968).

I:n seine Zeit bei der Vereinigung Osterreichischer Indusüieller füllt die Geseøwerdung
des Stuktr¡rverbesserungsgeseEes (SkuldVG), dessen Entstehung untrennbar mit dem Na-
men Franz Helbìch verùunden ist. Durch seine fachliche Beschäftigung mit dem Unterneh-
menssteuerrecht rxrd seine berufliche Arteit für die Indushie erkannte er das Bedürfuis nach
einem Gesetz, das weitestgehend abgabenneutale Ver?inderungen der Unternehmensformen
ermöglicht, um auf die Dynamik der Wirtschaft reagieren an können. Vor allem den Bemü-
hungen von Frara Helbich ist es zu verdanken, dass am 23. l. 1969 das BundesgeseE über
steuerliche Maßnahmen anr Verbessenrng der ïVirtschaftssür¡knu (Stukturverbesserungs-
gesetz), BGBI'1969/69, beschlossen wurde, Das wirtschaftspolitische Ziel des StruktVG, die
Stärkung der Wbttbewerbsfaihigkeit durch Verbesserung der Sür¡ktur der Unternehmungen im
Wege der Konzentration, wo notwendig aber auch im Wege der Dezentralisation, und die
weitgehende Abgabenneuhalit¿it diesq Stukûranpassungen wurde voll eneicht, sodass das
zunächst auf zwei Jahre befristete StuktVG immer wieder verlängert und lebtlich zum Dau-
errecht wurde, wie dies von Franz Helbích schon Anfang 1970 (!) gefordert wurde.

Das StruktVG hat sich also rasch bewãihrt. Allein von Jr¡ni 1969 bis Juni 1974 sind aus
den im arntlichen Teil der ,,Wiener Z,eiflng* ersichtlichen handelsrechtlichen Vorgåingen
1.852 Umgdindungen bekannt (davon entfielen rund 67 o/o ùvf Einbringungen in Kapitaþe-
sellschaften nach Art III, je rund 15 Vo aú Verschmelzungen und Umwandlungen, der Rest
auf Zusammenschlüsse).

Nicht nur am Zustandekofirmen, auch an der Forten¡vicklung des Stn¡ktVG hattn Fraw
Helbíeh ebenso maßgebørden Anteil. Nicht we,nige Regelungen des derzeit geltenden Um-
gründungssteuergesetzes (UmgrStG), BGBI 19911699, das gegenüber dem in vier Artikel ge-
gliederten StuktVG um Art V (Realteilung) und Art VI (Spaltung) erweitert wurde, gehen
auf Anregungen von Franz Helbtch zurtick.

Zusätzlich zur Entstehung des StruktVG hat sich Franz Helbich große Verdienste fiA die
Praxis durch die Verfassung des Baodes I in der von Univ.-Prof, Dn Gerold,Sroll herausgeg+
benen Schriftenreihe zum österreichischen Abgabenrecht mit dem Titel ,,Umgründungen auf
der Grundlage des Strrkfurverbesserungsgesetzes'o onrorben. Frønz Helbich verfasste nicht
nur einen steuerrechtlichen Kommentar zu dem damals zeitlich begrenzten StnrktVG, son-
dem legte einc beeindruckende Gesamtdarstellung vor. Auf der Grundlage von gesellschafu-
und handelsrechtlichen Ausfühnrngen behandelfe er parallel ausfüh¡lich die steuerlichen Fra-
gen iZm Umgrihrdungen mit dem Schwergewicht der vielfültigen hoblematik der Gewinn-
verwirklichung als zenfalem Phåinomen des Bilanzsteuenechts.

Die im September 1969 erschisnene erste Auflage war bereiß nach kuner Zeit vergriffen,
sodass bereits 1970 die mreite, unveränderte Auflage dieses ïVedcs veröffentlicht wurde. Das
Umgründungsrecht wr¡rde zunehmend komplexer und vielschichtiger, sodass 1975 unter Mit-
arbeit von RA Dn Franz Eclcert sein Werk in d¡itter, erweiterter Auflage erschien. Nach den
beiden Ergåiuzungskommentierungen,J.{euerungen im Str¡kturverbessenrngsrecht" (1982 und
1984) folgæn 1990 die vierte, nochmals stark erweiterte Auflage r¡nd 1993 die gemeinsam
mit Ministerialrat Dn Yïþrner Wiesner verfasste fünfte Auflage des Kommentârs; diese Auf-
lage bezog sich nicht mehr auf das Str¡ktVG, sondern bereits auf das neue UmgrStG.
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Vorwort

Seit 2002 erscheint der von Franz Helbich begründete Standardkommentar zum Umgrün-
dungsrecht als ,"tlandbuch der Umgründungen", das er bis nileú, gemeinsarn mit Minisæri-
ahat Dn Werner Wesner und t0Virtschaftsprtifer Prof,, Dr. Karl Bruclcner in vier Båinden he-
rausgab und um dessen Aktualisierung er unermüdlich besorgt war. Die Vçrfasser dieses
Nachrufs beûachten es als große Ehre, an diesem Werk mitarbeiten zu dtirfen.

Die zu seinem 65. Geburtstag erschienene, von Unív,-Prof, Dn Ksrl Yodrazkø unter dem
Titel ,,Sùuktuni¡erbesserung - Præris und Recht" herausgegebe,ne Festschrift und die 1993
von der Wirtschaftzuniversitãt Wien verliehene Lehrbefirguis aus Finanzrecht mit dem Recht
zw Fähnrng des Titels Honorarprofessor, für dessen Zuerkennung die Habilitationsvorscbrif-
ten sinngemÈiß angewendet werden, sind sichtbare Würdigungen seiner besonderen wissen-
schaftlichen Leistungen auf dem Gebiet des Umgründungssteuenechts.

Neben dem Umgriindungsrecht hat sich Fraru Helbich intensiv mit Fragen der Unterneh-
mensnachfolge als weiterem Arbeitsschwerpunkt auseinandergesetzt. 1984 hielt er einen Vor-
tag an der Wirtschaftsuniversität Wien zum'l'hema Untemehmensnachfolge, in dem er das
Fehlen eines Stiftungsrechts als sinnvolle Ergänzung des UntBrnehmensnachfolgerechts be-
dauerte. Er nutzte seine vielen Kontakte zu Interessenverfetungen und politischen Meinungs-
bildern, um mit Nachdruck ein modernes zivil- und steucrreçhtliches Stiftungsrecht einzufor-
dern. Nach zaleú. massiven Forderungen der Vereinigung Osterreichischer Industrieller und
der lffirtschaftskammer wurde 1993 das hivatstiftungsgesetz (PSG), BGBI 19931694, be-
schlossen und ist mit t. 9. L993 in kaft getreten. Ohne die maßgebenden Impulse von Frønz
Helbieh wåire dies kaum denkbar gewesen.

Auch das PSG kann als Erfolg bezeichnet werden; derzcit bestehen rund 3.300 nach dem
PSG emichteæ hivatstiftungen in Osterreish.

Nach seiner Emeritierung als Rechtsanwalt im Jänner 1994 blieb Franz Helbích der
Rechtsanwaltskanzlei Kurz Schima Wallentin, deren Pa¡tner lv[ag. Dr Eberhard Wallentin
gemeinsam mlt Franz Helbich von 1987 bis 1993 eine Rechtsanwaltsgemeinschaft gefiihrt
hatte, freundschaftlich verbunden und bereicherte durch seine Kenntnisse und großen Erfah-
nmgen stets die juristische Diskussion. Bis zuletzt war Frønz Helbich im Btiro anzutreffen
und war willkommener Gast der Veranstaltungen der Rechtsanwaltskanzlei Kunz Schima
Wa[entin. Viele wertvolle Anregunge,n und Hinweise aus dieser Zeit gehen auf ihn zurück.
Noch Ende Oktober 20ll nabm er mit gtoßem Engagement am 4. Liechtensteinischen Stif-
tungsrechtst¿g in Vaduz teil. Das Abendessen davor endete weit nach Mitæmacht und nicht
ohne reichlich guten Wein. Am Schluss rryaren alle müde, aiußer Frara Helbich, der noch zu
philosophischeil Erörterungen ansetzte. Das hinderte ihn nicht, am nächsten Morgen fit für
die Veranstaltung zu sein. Die lebhaften Untenedungen, die er dabei vor allem mit jungen
Teilnehmern (z"B mit Assistenten von Herm Professor Francesco Schur) pflegte, veranlass-
ten seine Gesprächsparfrrer zu der Feststellung, Professor Helbích sei ein ,,Phänomen".

Schon daraus wird deutlich, dass es viel zu kurz gegriffen wäre, Franz Helbich (nur) als
Persönlichkeit des Rechtslebens zu verstehen. Franz Helbich antwortste einmal auf die Frage,
\4'as er an die nächste Generation weitergeben wolle, dass es nicht nur notwendig sei, Quali-
tËitsarbeit zu leisten, rilenn man sich weiterentwickeln möchte, sonde,flt dass es seiner Mei-
nung nach auch wichtig sei, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Sachwissen und charak-
terlicher Orientierung, die auch mit einer philosophischen bar religiösen'Weltanschauung zu
tun habe, zu pflegen, und dass neben Sachwissen auch Bildung und die Beschåiftigung mit
der Kunst wesentlich seien.

Diesem von ihm formulierteir Vorbild hat Franz Helbich exakt entsproche,lr.

êliwutifurzg und Ung,úndwrgen, GedS frr Franz Hclbich, Wietr 2014, LexisNexi¡ VII



ln Erinnerung an Rechtsanw¿lt em. Hon.-Prof. Dr. Franz Helbich

Es gab nahezu kein Gebiet, auf dem man sich mit Franz Helbich nicht unterhalten konn-
te: über Geschichte ebenso wie über Philosophie, tiber Musik und bildende Krmst, über Poli-
tik und Literatur. Besonders zeichnete Franz Hetbich aus, dass sein reges lnteresse und seine
Neugierde bis zuletzt ungebrochen waren. Aktuellen Erkenntnissen r¡nd ktinftþn Entwick-
lungen galt sein Interesse dabei deutlich mehr als Ereignissen der Vergangenheit. Mit unvor-
eingenommener Offenheit und großem Verständnis suchte er die Näihe zu jungen Leuten, die
er oft tatkräftig unterstützte, ermunterte und forderte.

Ein besonderss Interbsse von Franz Helbich galt der bildenden Kunst. Sein Geschmack
war dabei sehr breit gestreut. Er konnte sich an alten Meistern erfreuen; seine besondere Lei-
denschaft richtete sich freilich schon sehr früh auf die zeitgenössische Kunst und die Absûak-
tion * lange bevor diese allgemeine Akzephnz in Gesellschaft und Politik erlangte. Mit Msgr.
Otto Mauer verband Franz Helbich eine beiderseits befruchtende Freundschaft. Endlos konn-
fe man lmit Frønz Helbich über Kunst diskutieren und jedes neue Bild" das in unseren Kanz-
leiräumlichkeiten aufgehängt wurde, machte Franz Helbich zum Gegenstand eines Gesprä-
ches. Seine wache Neugierde half ihm dabei, nichts kategorisch abzulehnen, mit dem er sich
nicht vorher befasst hatte. Ein solch vorurþilsfreier Blick auf die Kunst wiire vielen weit Jün-
geren at wänschen.

Große Freude bereitete Franz Helbìch außerdem seiu Wirken im MËlnnergesangsverein.
Konzerte, an denen er mitwirkte, beschränkten sich nisht auf Wien. Im Bus ging man viel-
mehr auf ,nTournee" - auch in andere Länder. Seine Reiselust war auch sonst bis fast zu\effi,
ungebrochen. Rom, Schottland, Piemon! Istanbul, ja sogar Indien (teilweise imZeltl) waren
Ziele aus den leEten Jahren vor seinem Ableben.

Trotz seinsr be'ruflichen Anforderungen und seiner vielfültigen persönlichen Neigungen
fand Franz Helbich dennoch 7Êit fir seine Familie, Er wa¡ ein liebevolter und fürsorglicher
Vater seiner fünf Kinder rurd immer für seine Familie dao wenn sie ihn brauchte. Als seine
älteste Tochter Elisabeth 2000 schwer erkrankte, ñùr er zu ihr in ihre neue Heimat Mexiko,
um ihr in den letten Wochen des lfumpfes gegen ihre heimtückische Iftankheit beizustehen.

Als (Mit-)Erfinder des StruktVG und des PSG wird Frøttz Helbích unvergesse,n bleiben.

Jeng die ihm persönlich begegneten, werden Franz Helbtch als scharfsinnigen Juristen
und als Persönlichkeit mit hoher Bildung, großem Einfühhrngsverrnögen und als stets auf-
geschlossenen und dennoch üaditionellen Tferten verbundenen Menschen in Erinnerung be-
halten.

Eberhard Wallentin I Geory Schima

Vffi Prlvaatifiuag und Umgründungen, CdS ff¡r F¡a¡iz Helbich, Wien 2014 torisNq,is
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Das neue liechtensteinische Stiflungsrecht (2008) 83; Marok, Dic privatrechtliche iie¡hre;s¡einircÈ* Àl-
stalt unter besonclerer Berücksichtrgung der Gnindenechte (1993); lularxer & partner', Liechtensteini-
sches Wirtschaftsrecht (2009); Melzer, Das östeneichische Privatsti'frungsrecht ¡nd clas nLue liechtenstei-
nische Stiflungsrecht im Vergleich (2010), lu[eyer-Ladewþ, Ëuropâñche Mensche"t"ãrrtriã"".ntiåî,
(2011); Molal, Der stiflungsrechtliche Informaùonsanspruðh- Ëine rechtsvergleichende Arialyse nach
östeneichischetl unc{ liechtensteinischem Recht Q0l4);'Mütter in GruberlKatíslMü¡erlschauir (tçsg),
Erbrecht und Vennögensnachfolge (2010).{) \6, Nipyei, Erläuterungen. des ABGB, Band ty (tnZì; etiá'-dercr, Die Rechtssteliung des Anrvartschaftsberéchtigten bei deî liechtensteiníschen nuÀlf"ríiifüng
(1999); Rîzzi,Die Einflrissrnöglicl-rkeiten des Stifters u-nd cler Begünstigten auf <lie ratiÀtãii¿er privar-
stiftung (Plt*lgt?A.12); HellerlBergeristix, Kommentar zur Ëiekutiõnsordnunga; nuit*rll, Kommen-
tar zum {BGB' (2000); Schauer, Die liechtensteínische Stifìung im intelnationalãn Vergleicír unter be-
sonderer Renicksichtigung der Fanliljen- und Unterhaltsstifrung -tn Marxe, rtnd partner õii*gl, Aktuelle
Tlremen ¿utl ry1l!?plarz Liechtenstein (2002) 67; Schatter,kurzkommentar zum liechteniieinischen
SÌrttungsrecht (-2009); Schauer/Mota./, Die privatrechtliche liechtensteinische Anstalt, in Schurr (Hrsg),
I{antibuch des Vermöopusschutzes (in Druil); Schwintannl.Kodek, Praxiskommentar'r,* ÀäCgì Iroîã
Ii'1101^¡]; -'fauliter,-óesellschaftsvl*ruer-i-.h. Ausschluss. und Au{þriftbrechre nach dem iRÃõ'i¿,1b,
ÇesRZ 2AIl, 151; Tot'qqþ"-!.,-stiftungsvorstand uncl Begünstigte-fGewaltenrrenn;"g l;;iheorie und
Praxis, in GassnerlGöth/GrohslLang (lJr¡g), Privatstíftungãn lzdoo¡ 6I; tlnkrüii, olã piitut .chrliche
Anstalt in Liechtensteil'."', Spannungsf'el<i zwischen Erbrãcht'und ôeseilschaftsráht, triwlgq*, zos;
lí/idhalm ßldak, Verhinderung der VertragsauÍ)ösu-ng .un5l-.u11!1k¡ame .Vereinbarung*, in Konr"ny
(Hrsg), IRÄG 2010, 26; l4/innlwar"rer, Bürgärliches Rãcht lllzirs+lj; zeiller, C";*ffi;;üûer ctas all-
g.el,te1n.t-Þ.Yte9{iche Gesetzbuch fiir die gõsammten deutschen grblái<Jer deí oesterreichischen Monar-
chie Bd lll1 (1811); Zollner, Die eigennüãige privarsriftung (2011).

Franz Hetbich. gílt unbestritten als einer cley ,,Väter" des PrivatstiJtungsrechts in Oster-
reich; entscheidende Impulse stammen von ihnt. Ihtn, war freitích bà,ryulst, rlass die neue
Rechtsþrn der Privatstrftung in verschíedene Rechtsbereiche ausstrahletz untl in diesen viel-
friltíge Fragen au.fwer/Þn würde. Auch daran vvar Franz Hetbich inuner interessiert,. seine jn-
ristische Neugierde an solchen Fragen war rege und bis zuletzt ungelsrochen. A.us diesent
Grund widmett die Verfasser dem Andenken qn Franz Hetbich dei vorliegenden Bein"ag,
der sich mit c{en Schnitt,vtellen zwischen dem Stifntng,rrecht untÌ clem Exekutions- und Insol-
venzrecht hefasst und gntndrechtliche tlspekte beríictrsichtigt.

Zur (Un-)Pfündbarkeit von B egünsti gtenansprüciren Motal/Wallentín

l. Ðinleitung
Die Gninde für die Errichtung einer Privatstiftung nach ösrerreichischem Recht sind sehr

unterschiedlich. Erb- und pflichtteilsreohtliche Aspekte stehen oftmals im Vordergrund. So
stellt die Verhinderung der Vennögensaufteilung clurch die Ðrbfolge ein rvesentlicù'es Motiv
lrei der Stil'rungsenichtung dart Zu den dominierenden Motiven zahlen aber auch familiäre
Aspekte, wie der Wunsch, die Familienmitglieder langfristig abzusichern rurd zu versorgen
sowie die Vetnrögenssubstanz fÌir die nachfolgenden Generationen zu sichern.z Bei der Er-
richtung liechtensteinischer Vennögensträger, namentlich der Stiftung, der Anstalt uncl des
Treuunternehmens, steht dieser Gesichtspunkt ebenfalls im Vorriergruncl,3 wobei dem Schutz

I Müiler in Gntber/Kalss/Müllerlschaue¡: Erbrecht untl Vennögensnachfolge (2010) $ 26 Rz Z.2 Müiler in Grube.rlKalss/ Mtillerlschauer,Êlbrecht unrl Vennö'gensnachfoTge'(201ó)"$ ze il,z.3 Gass-ur, Asset versus Creditor Protection, in SchtnnacheriZimmermann ltirig;, Fesìschrifl fi.ir Gert Delle
Karth 283 (283).
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Motal/Wallentin il. Die Begünstìgtell einer Stìftrng, einer Anstalt o<ier Treuunternehmens

des Vermögens vor clern Zugriff der Gläubiger, Stichworl ,,Asset Protection", häufrg beson-
dere }Jeachtung zukommt.a

Der vorliegende Beitrag untersucht die Möglichkeiten und Grenzen gesetzlioher und sta-
tutarischer Bestimmungen, die einen Zugriff der Gläubiger einzuschränlccn oder gar zu ver-
hindern versuchen. Der Gegenstancl der Untersuchung ist dabei auf die lìegünstigurrg und da-
raus resultierende Ansprùche der Destinatäre beschränkt. Zunächst wird der Frage
nachgegangen, unfer welchen Voraussetz¡ngen Giäubiger der Destinatäre überhaupt auf die
Begünstigung greiÍen können. In einem zweiten Schritt werden dìe gesetzlichen Beschrän*
kungen eines exekutiven Zugriffb crläutert, wobei die Voilstleckungsprivilegien des liechten-
steinisohen Personen- und Gesellschaftsrechts (PCR)5 irn Fokus der Untersuchung stehen. im
Anschluss werclen mögiiche Gestaltungen in den Statuten der einzelnen Rechtsträger auf ihre
7.ulässìgkeit hin überpri.ift. Sodann wird der Gläubigerschutz im L,ichte des Verf¿ssungsrechts
analysietl und ermittelt, welche Konsequenzen sich claraus flir gesetzliche und statutarische
Beschränkungen des Gläubigerzugrifß ergeben.

II. Ðie Begünstigten einer Stiftung, einer Anstalt odsr eines
Treuunternehmens

Begúinstigungen einer östemeichischen Privatstiftung, einer iiechtensteinischen Stiftung,
einer Anstalt oder eines Treuunternehmens nach liechtensteinischem Recht können in vielfiil-
tiger Weise ausgestaltet sein. Eine Begünstigung kann mit oder ohne Gegenleistung, unbe-
dingt oder unter bestimmten Auflagen, befristet oder unbefristet, widemrflich oder unwider-
ruflich gewährt werden.6 Dem Begünstigten kann in der Stiftungserklärung ein klagbarer
Anspruch auf Zuwendungen eingeräumt werden,T wobei sich ein solcher auch durch Aus-
legung der Stiftungserkiämng ergeben kann.8 Umgekehrt kann ein rechtUch clurchsetzbarer
Anspruch in der Stiftungserklärung auch explizit ausgeschlossen werden.e Ein klagbarer An-
spruch entsteht auch durch eine Ëntscheidung des Stiflungsvorstands oder der sonst zur Be-
stellung der Begünstigten berufenen Steile,r0 bestimrnte Personen in den Kreis der Begünstig-
ten mit klagbarenr Anspruch aufzunehmen.¡r Ein solcher entsteht jedenfails auch bei

Ygl Gasser in FS Delle Kafth 283 (283).
Persorren- und Gesellsohaltsrecht (PGR) vom 20. Januar 1926, l,GBl 1926/4.
VglAr1552$5Absl PCR.

fynold, Privatstiftungsgesetzr (2014) ç 5 Rz 41; Gr'ö/i, Rechtsfragen der Begünstigtenstellung, in Dorøltl
Kølss, Aktuelle Fragen des Privatstiftungsrechts Q0A2) 205 (228 ff); H. Torygle4 Stiftungsvorstand unci
Begünstigte- Gewaltentrerurung ín Theorie und Praxis, in GassnerlGðthlGröhslLang (Hrsg), Privatstift¡n-
gen * Gestalhrngsmöglìchkeiten in der Praxis (2000) 6l (76); Melzer, Das östenriChìsche Privatstiftungs-
recht und das neue lìechtensteinischc Stiftungsrecht im Vcrgleich (2010) 96; Briem, Die rechtliche Stellung
des Begünstigte.'n einer Privatstiftung, in GassnerlGöthlGröhslLang, Privatsfiftungen 7'l (88 fI); OGli
16. 8.2007,3 Ob i69l07k GesRZ 2008,39 (Arnolcl) = RdW 2007,728 * EvBl IO081Z, 22 - Jì31 2008,
ll8 * ecolex 2008, 56: ZfS 2007, 125 - JËV 2008,23 (Gra.f); vgl auch Gasser, Praxiskommentar Liech-
tensteinisches Stiflungsrecht (2013) Aft 552 $ 6 Rz l.t Zollner, Die eigennüteige Privatstiftung aus dem Blickwirlkel der Stiftungsbeteiligten (2011) 247; Anrcld,
PSG'$ 5 Rz47;Gröfi ínDaralt/Køl,vsZA5 (232); RGH 16. l.195'l,IY ZR22l/56 NJV/ 1957,708;Mo-
tal, Der stiftungsrechtliche Infbrmationsanspruch - Eine rechtsvergleichende Analyse nach österei-
chischem und liechtensteinischern Rtscht 45 (in Druck).o 
\¿ÏlÍr.in DoraltlNowotnylKalss, PSG (1995) $ 5 Rz i; Arnold, PSG3 $ 5I\247; Ch. Frìes, Offene Fragen
des. PrivatstiÍÌungsrechts, ecolex 1993, 739 Qal; Briem in GassnerlGðthlGròhslLang, Privatstiftungen-77
(8 8).

'o vslggAbstz3psc.tt Arno[d, PSÇt $ 5 Re 48; ?,ollner, Die eigennützige Privatstiftung24T; Ei.retsherylHalswanter, Privatstif-
tungsgeserzz (20 ll) 16.
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Zur (Un)Pfiindbarkeit von B e günstigtenanspnichen Motal/Wallentin

Beschlussfassung über eine konkrete Ausschüffung an einen Begünstigten. lìin rechtiich
durchsetzbarer Anspruch setzt voraus, dass sowohl hinsichtlich ¿eiHOtre als auch des Zeit-
punkts der Ausschüttung keinerlei Ërmessensspielraum des Stiftungsvorstands besteht.t2 Ein
klagbarer Anspruch auf Stiftungsleisfungen kann auch unter einer aufschiebenden Bedingung
gewährt werden, das iiechtensteinische Stiftungsrechtrs spricht in diesem Fall von einem An-
waftschaÍtsberechtigten.ra Neben Destinatären, denen ein durchsetzbarer Rechtsanspruoh auf
Zuwendungen durch die Stiftung znkommt, gibt es auch .solche, bei denen entweder die Höhe
oder der Zeitpunkt der Ausschüffung im Ermessen des Stiftungsvorstancls liegt oder über-
haupt noch nicht feststeht, ob sie eine Ausschüttung aus dem Stiftungsvermðgen erhalte¡
werden.l5

ïIl. Ðie Ffündbarkeit von Á.nspr,{ichen der Begünstigten
Bevor der Frage nachgegangen wird, ob und unter welchen Voraussetzungen verhinclert

werden kann, dass Gläubiger eines Destinatärs aul dessen Ansprüche gegen die-stiftung grei-
fen können, ist z.unächst zu ermitteln, wann überhaupt ein pfündba..i,Lnspruch vorlieltlder
dem Gläubigerzugriff offensteht,

A. l-,iechtensteln

Ist dem Begünstigten ein klagbarer Anspruch gegen die Stiflung eingeräumt worden, so
ist ein solcher Anspruch stets pfündbar.16 lm Falle der Insolvenz Cei ne[tinstigten sincl des-
sen Anspniche gegen clie Stiftung Teil der Insolvenzmasse. Untq klagbaren Anipnichen sind
nicht nur unbedìngte Ansprtiche, also jene des Begrinstigungsberechtigten,rt sàndern auch
aufschiebend bedingte klagbare Anspruche, mithin jene dãs Ãnwarschãftsberechtigten,rs zu
verstehen. Das ergibt sich bereits daraus, dass nach Art 2t'l der liechtensteinischeriExek*ti-
onsordnung,re dessen Rezeptionsgrundlage $ 294 der östeneichischen EO20 ist, auch außchie-
bend bedingte irorderungen der Ëxekution unterliegen.2r l;'emer lässt sich dies e contrario

t2 Arrlold,.PS^G:^$ 5 Rz 48; !,Í9tat,D9r stiftungsrechtliche Inibrmationsanspruch 44 (2014). Fi.ir das liechren-
steinische Stiftungsrecht siehe Art 552 $ 6 Ãus t pctt und clazu Loreni in Schaìer, xirit<ornmentaï zrrm
liechtensteinischen Stifttrngsrecht (2009) Art 552 $ ó Rz l. Siehe auch Arr 932a g ig Abr"lîCn fi¡r clas
Treuunternehmen, der ütrer den verweis cles Art.5sl ¿bs 1 PGR auclr fÌir das Änstattsiãctrt-gilt. vgr iu

," dieser Bestinrnrung íIOGI{ 5. (t. 2003, 4 Cg 2001.492-29 LIIS 2004, 67. '
'' Gleiches gilt für das Recht des 'I'renuntemehmens (Arr %za $ 7g Abs 3 pGR).

'o Ôn 5-5-2 $ 6 Abs 2 PGR. Im östemeichischen Rccht werden solche Begünsrigre als potentiell Begünstigte
þgl*ltl]!9t;.ygl lrngl,r), fs"p' $ 5_1lz 26; Kalss/Zoltner, Die gesetzticheï R"citc ¿"r'seg¡nsiieien, GesRZ

,. ?q08, 125 (126 f): Mt¡tal, Der stifhrngsrechtliche Informations*anspruch 49 ff e0l4). 
4""---a'

': Diese werdett nach liechtensteinischern Stiftrrngsrecht als Ermcssensbe-günstigte bezeichnet (Aú 552 $ 7Abs I PGR); vgl Jakob, Die liechtensteiniscbe Stiftung (2009) Rz 42{.lm ñ,echt dei Treuùnternehmens
r-urd im Anstaltsrecht 

.fehlt hingegen eine gesetztiche Dehnifion des llrmessensbegtinstigiån. lm ristenei-
chischcn R.echt haud-elt es sich - je nach [onk¡eter Ausgestaltung des Ermessenr"- *tiurã"inm. aktr"rell
lc-günstigte oder bloß potentiell Bégütrstigte; vgl Motal, Der stiftuãgsrechtliche Intbrmation.sanspruch 14 fT
(20 I 4).t6 Go'sse, in FS Delte K.arth 283 (2g7 f;) ri¿¡rç, Plaxiskommentar Stiftungsrecht, Art 552 $ 16 Rz S.17 Arr 552 g 6 Abs I pGR.

t8 Art 552 g 6 Abs 2 pGR.
re Gesetz votn 24. Novetnber 197 I übel das Exekufions- und Rechtssicherungsverfahren {Exekutionsordnung* frËo) LGB|1972/32/2.
20 Cesetz vom 27. Mai 1896, äber das Exekutions- und Sìcherungsverfahren (Exekutionsordnung - Eç¡)RGBÌ 1896/79.

'' f]9^498. 11.2007,3Cg.2007.66LES2008,266unrerVeÕ,r,eisauf l.ehreun<l Rechtsprechung Zug2g4
öEO.
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Motal/Wallentín lll. Die Pfündbarkeit von Ansprüchen der Begünstigten

auch aus den vollstreckungsrechtlichen Bestirnmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts
abieiten, auf die später noch zurückzukommen sein wird (IV.A.). Diese erklären unter be-
stimmten Voraussetzungen Ansprüche von Begünstigten für unpflåindbar, Sowohl die stif:
tungsrechtliche Bestimnrung (Art 552 {i 36 PGR) ais auch ihr treuhandrechtliches Pendanr
(Art932a $ 136 PGR) nennen in diesem Z,usammenhang ausdnicklich auch clie Rechte des
Anwaúschaftsberechtigten. I)er ausnahmsweise Ausschluss der Vollstreckbarkeit setzt aber
clie grundsâtzliche Pfündbarkeit der Ansprüche voraus.22

Von der grundsätz-lichen Pfündbarkeit eines außchiebend bedingten Anspruchs ist jecloch
eíne -- in der Praxis nicht unwesentliche - Einschränkrurg vorzunehmen. Bei der überwiegen-
den Zahl der Stiftungen wird von der Möglichkeit des Vorbehalts eines Widerrufs- undi
oder Änderungsrechts (Art 552 $ 30 PGR) Gebrauch gemaoht.23 lst eine lìegtinstigung auf'-
schiebend bedingt und hat sich der Stifter das Recht vorbehalten, die Stifrung als solche ocler
die Regelungen über die Begünstigten zu widenufen, so stellt sich die Frage, inwier,veit <lies
Auswirkungen auf die Pfündbarkeit der Rechte des Anwartschaftsberechtigten hat. Dem Be-
günstigten kommt jedenfalls kein Anwartschaftsrecht im Sinne der allgemeinen Begriffbdefi-
nition zu, rveil dies voraussetzt, dass von einem mehraktigen Erwerbstatbestand schòn so vie-
le Erfortlemisse erfüllt sind, dass von einer gesicherten Rechtsstellung des Erwerbers
gesprochen werden kann, die von den an der Entstehung des Reclrts Beteiligten nicht mehr
einseitig beseitigt werden kann.2a Die Automatik des Enruerbsanfülls und die Erwerbssicher-
heit bilden die wesentlichen lSegriffsmerknrale des Anwartschaftsrechts.zs Aus cliesem Gruncl
wird wohl auch keine Pfündbarkeit als bedingte oder betagte Forderung nach Art 217 flEO in
Frage kommen, weil dem Anwartschaftsberechtigten zwar bereits in den Stiftungsdokumen-
ten ein außchiebend bedingter klagbarer Anspruch eingeräurnt wurde, das Entstehen dieses
Anspruchs aber an die Nichtausübung des Änderungs- oder Widenr:fsrechts bis zurn lledin-
gungseìntritt geknüpft ist. Es steht sohin irn Belieben des Stifters, dem Begünstigten die
Rechtsposition wieder einseitig zu entziehen. Gläubiger des Begünstigten können daher -
vor Eintrift der Bedingung * nicht auf dessen Ansprüche greifen. Hin pfündbarer Anspruch
entsteht freilich nicht nur bei Eintritt der Bedingung, womit der AnwartschaftsberecLtigte
zum Begünstigungsberechtigten wird, sondern auch rnit dem Erlöschen des Widemrfìs- oder
Anderungsvorbehalts des stifters (durch verzicht ocler Tod des sti:fters).26

Klagbare Ansprüche bilden in der Praxis die Ausnahme.2? Regelmäßig handelt es sich bei
Begünstigten um bloße Ermessensbegünstigte, deren Ausschüttungen von einem Beschluss
des Stiftungsvorstands abhängig sind. Bei sogenannten Ermessensstiftungen oder auch Dis-
cretionary Foundations nimmt der Fürstliche Oberste Gerichtshof hinsichtlich der Pfändhar-
keit von Begünstigtenanspnichen eine Differenzierung vor: Ist die Begünstigung unwiderruf-

:: Vgl auch .É/eiss in Schauer, Kurzkomrn¡,'ntar zum liechtensteinischen Stiftungs¡echt Art 552 g 36 Rz 3.¿' Siehe lrierzu Arnold, ZfS 2006, 13l (131); Kalssl9ertte.fflLutzl,samttniggl'{uc:ek, Empinsche Zahien nach
20 Jahren Privaistiffr.rngsgesetz, in-Kølss (Hrsg), Aktuelle Fragen des Stìftungsrectrts lZOt+¡ 13 (18,26);
Rizzi, Die Einfltrssmöglichke,ilen des Stifters und del llegünstigten.auf díe-T'ätigkeii der'Privatstíftung
(Þiss, Wien_ 2012) fl. Diesc Untersuchungen sind zwar eum östeñ'eichischen Recht-ergangen, jedoch dürñ
te eine Analyse der Stiftungsurkunden in Liechtenstein kaum ein anderes Bild zeichneñ. -¿', Jakob, Liechtensteinische Stiftung Rz 483.

:: Bösch,Liechtensteinisches Stiftungsrecht (2005) 523; Jakob,l.,iechtensteinische Stiftung Rz 483.26 Ein Widerufs- oder Änderungsr..lrt kann femer auch nrit einem Endtennin ocler einer auflösenden Redin-
gung-_verknüpt werden; Schauer ìn Schauer, Kurzkommentar zum liechtcnsteinischen Stiflungsrecht
Art 552 $ 30 Rz 9. Ein Verzicht auf die Stiftenechte ist uach zutr Ansicht (7,ollner, Die eigennürzile pri-
vatstiftung 180) nicht daran geknüpft, dass dieser vom Ä"nderungsvorbehalt gedeckt ist,2't Die-s gilt insbesondere fìir Fãmilienstiftungen, BuA Nr l3l2008; 62 1; vgl auch ßoscå, Liechtensteinisches
Stiftr.rngsrecht 385; Lins, Die Begünstigtenrechte im neuen liechtensteinischen Stiftungsrecht nach der Re-
form 2008, in Hochschule Líechtenstein, Institut Jiir Finanzdienslleislungen (FÏrsg), Dãs neue liechte¡stei-
nische Stifrungstecht (2008) 83 (93).
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Zur (Un-)P1ändbarkeit von Begtinstigtenansprüchen Motal/Wallentin

lioh in der Stifrungserklârung festgelegt und ist dem Stiftungsvorstand jegliche Komperenz
entzogen, darüber zru entscheiden, ob der tsegünstigte Ausschüttungen aris ãem Stiftungsver-
mögen erhåilt, so unterliegen diese Ansprüche dem Zugriff der Giäubiger im Weg? der
Zwangsvollstreckung.2$ Ein Ërmessen des Vorstancls, das sich nur auf den åitpunkt und/ocler
dic Höhe der Ausschüttung bezieht, nicht aber auch auf die Auswahl des Beglinstigten, steht
einsr PÍÌindung sohin nicht entgegen. In diesem Fall liegt eine - mit der BescñlussfÃsung des
Stiftungsvorstancls - außchiebend bedingte Forderung vor, zumal der Rechtsgrund (St{lung
ais jeclenfalls zum Zug kommender Ermessensbegünstigter) feststeht und cfamit der rechts-
erzeugende Tatbestand (in Gestalt cler Statuten und Beistafuten cler Stiftung) geschaffen wur-
de'2e Hier kann man von einer unechten Ermessensstiftung sprechen.r0 rãio-pnnOUarer An-
spmch im Sinne rJer Hxekutiousordnung liegt hingegen vorr wenn der Stiftungsvorstand
Personen nach lieiem Ërmessen zu Begünstigten bestellen kann oder ihm die autoãome Ent-
scheidung darüber obliegt, u,elche Begünstigten, aus clem in der Stifiungserklärung umschrie-
benen^Kreis an Begünstigten, Zuwendungen erhalten sollen.s¡ Eine solche Stiftuñg kann als
rcine3? od,er echte Srmessenstiftung bezeichnet werclen. In diesem Fall entsteht erst durch
den konkreten Ausschüttungsbeschluss ein pfündbarer Anspruch auf Á,uskehrung von Stif-
llngsleistungen.

ts. Östemeich

Für das östeneichische Recht wird von der herrschenden Meinung die Ansicht vertreten,
dass Begi.instigtenanspniche nur bei Vorliegen eines klagbaren Anspnùhs der Forderungsexe-
kutiotl unterliegen.ir fin Anschluss an die Entscheidung des Fürsilichen Obersten Gerichts-
hoß zur Exequierbarkeit von B-egünstigtenansprüchen eìner unechten Ermessensstiftung ver-
treten alleine GarberlNeumayfo die Ansicht, dass eine Pftindung auch bei Fehlen eines
klagbaren Anspruchs auf Stiflungsleistungen in Betracht kommt. Wie bereits von clen beiden
Autoren aufgezeigt, besteht zwischen der Rechtsiage in Liechtenstein und jener in östenejch
kein wesentlicher Unte¡schied.3s Nach $ 294 EO können bereits entstandene Geldfbrderun-
gen, soweit sie nicht nach $$ 290 ff EO zur Gänze oder teilweise der Exekution entzogen
sincl, gepfándet werden.36 Nach einhelliger .Ansicht unterliegen auch bedingte ocler beta!rc
Forderungen der Exekution, soweit sie im Pfündungszeitpunkt bereits entstaiclen sind.i? Tiitt
die Beclingung in der Folge nicht ein, geht die Exekution ins Leere.3s Es ist daher an dieser

" Ilqog ):.2 ?90?.2Rr;x,2008.2063 LES 2010,10; rlocH 3. tz. z00s, Ëx.?008.r4e6 LËs 2010, l5ó =
PS_R 2010/7, 43 (GarberlNeumayr); Gasser in IrS Delle Kafh 2g3 (29g).

:: FIOGH 8. 11. 2002, 3 Cg.2007,66 LES 2008,266.r" FIOGH 3. 12 2009,fX.2008,1496; Gasser in FS Delle Kaúh283 (298); ders, Praxiskommenrar SriÈ
-. tungsrechr Art 552 $ 5 Rz 7.rr 

figqH I !2:2009,8X.2008.1496 unter Venvcis auf ÍIOGH 5,2.2009,2R 8X.200S.5850; floGH 3. 9.2009, 2R EX'2008'2063 L.ESfqlq, 7!)¡ vgl aucfi Hosp, Asset Protecilon, Àosfiü"tt.-uå'n'b.*"rsrnr-
ì, begänstigren rucht p&indbar! z,fs 2009,134 (135 rÐ; Gaise, in FS Delle rarih zsj tissl.1¿ (ìasser in FS Delle Karth 283 (298).r3 LöXle, in DoraltlNc¡wotnylKalss,Psc $ 5 RzIl,2l; Arnold,Pscr $ 5 Rz 53; Briem,Dierechtliche Srel-

lurrg des Begünstigten einer Privatstiftung, ìn 6assnerlGöthlGröhslLang (Hrsg), e.iu'utstinungån 77 (91);
Bol.lenbetger, nqpelþry zu olc Wien-28 R 189/05b, ZfS 2006, zs'izi); Fíóchedttngeì,r, õcH, stt¡r.-
rcchte sind pfÌindbar! RdW 2006/443,485.

:: Iintsclreidungsanurerkung zu floGH 3. tz. zaog, Ëx 2008.1496, psR 2010i7, 43.

:l YgI GarberlNeumayr, PSR 2010/7, 43 î.
il Vgt GarberlNeumayr, PSR 2010/7,43 f.I' RIS-Justiz RS0004ó28; Ob-erhamtnter in Angst, Kommentar zur EO2 (2008) $ 2g4 Rz 2; R.eschlschernthan-

tter/Laschobr'tr in Burgstaller/Deixter-llübleti Exekurionsordnung, iO, t-ig''(ZOO6¡ g Zl+ iü-S,, Garberl
Neumayr, PSR 2010/7, 43 f.r8 ocn 19. 6.2006,8 ob A 34106r ARD 5733t1v2006.
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Stelle festzuhalten, dass nicht nur klagbare Ansprüche der exekutiven P&inclung offenstehen,
sondern auch solohe Anspniche, beì denen der Stiftungsvc¡rstand verpfìichtet ist, eine Aus-
schüttung zu tätigen, wo er aber Art und Weise und/oder Zeitpunkt der Zuwendung eigenver-
antwortlich und aulonom bestimmen kann. Bemerkenswerterweise hat das Urteil des Fürst-
iichen Obersten Gerjohtshofs in der Literatur sonst keinen Widerhall gefuncien. Vielmehr
wird die Ansicht, class alleine klagbare Ansprüche pfìindbar sind, weiterhin aufrechterhalten,3e
obschon dies im Wiclerspruch zur herschsnden Ansicht zu $ 294 EO steht. Alleine zur prä-

zisierung sei hier angemerkt, dass im gegebenen Zusammenhang unter Begünstigten mit
klagbaren Anspnichen * abweichend v<¡n der allgemeinen Begrifßdefinitionao -- auch AnwarJ-
schaftsberechtigte zu verstehen sind. Anwartschaftsberechtigte werden zumeist als potentiell
Begünstigte von den aktuell tsegünstigten und den Begünstigten mit klagharen Ansprüchen
unterschieden.al

Dass die Höhe des Begünstigtenanspruchs gegen die Stiftung zum Z,eiþunkt, in dem der
Exekutionsantrag gestellt wird, noch nicht lbststeht, weil die Entscheidung über die Höhe der
Ausschutrungen im Ermessen des Stiffungsvorstands liegt, hindert dje Exekutionsbervilligung
nicht,a2 Zwar muss der Exekutionsantrag nach $ 54 Abs 1 Z 3 EO - wie auch nach
Art 33 Abs 1 lit c flEO - die Bezeichnung der Vennögensteile enrhalten, auf die Exekution
geführl wird, doch ist dieses Erfordernis als erflillt anzusehen, wenn sowohl der Verpflichtete
als auch der Drittschuldner eindeutig erkennen kännen, welche Forderungen von de¡ Exekuti-
on erfasst sein sollen.a3 Die Bezeichnung im Exekutionsantrag, dass die Ansprüche, die dem
Begünstigten als verpflichrete Partei gegen die Stifrung zustehen, gepfündet werden sollen, ist
als hinreichenil bestimmt anzusehen.4o F'ür clie Stiftung als Drittschul<Jner ist hinreichend er-
kennbar, dass ihr Ausschüttungen aus dem Stiftungsvermögen an <ien Begünstigten als Ver,
pflichteten untersagt sind, und fîlr diesen, dass die Verfügung über seinen Anspruch agf Stif-
hrngsgenuss unzulässig ist.as

trV. Gesetztriche VollsÉreckungsprivilegien

A, Liechtenstein

Nachdern in einenr ersten Schritt untersucht wurde, inwieweit überhaupt auf Begünstig-
tenanspr:üche im Wege der exekutíven Pfándung gegriffen werden kann, gilt es in einem
zrrveiten Schritt der Frage nachzugehen, unter welchen Voraussetzungen das Gesetz * voll
der grundsätzlich gegebenen Pfiindbarkeit der Ansprüche - wieder abgeht. Das liechtensteini-
sche Pe¡sonen- und Gesellsciraftsrecht kennt sowohl für die Anstalt als auch fiir rlie Stiftung
und das Treuunternehmen Vollstreckungsprivilegien, die die vermogenswerten Zuwendungen
an die Destinatäre vor dersn Gläubigern schützen.

3e Siehe beispielsweise Arnolcl, PSG] $ 5 Rz 53.40 Ðingehend zur Typologie der Begünstígten nach östeneichischem Recht Motal,l)et' st.iftungsrechtliche In-
., formationsanspruch 53 ff (in Druck); Zollner, Die eigennützige Privatstiftung 240 ff.
''^ Vgl dazu nw .Motal, Der stìflungsreclrtliclie Infornrationsanspruch 49 ff.a2 llellerlBerge¡lSfø, Kolnrnentar zur ËO4 III (1976) 2113; Reschlst:herntha¡znerll"ascltober in Burgstallerl
., Deixler-Hùðner, Exekutionsordnung, 10. Lfg (2006) g 294 Rz 10.43 RIS-Justiz RS00020?ó; O_berhamntir in Angst, Ugz'5-294 Fl2,33; Reschlschernthø¡zner/Laschober in Btu"g-

stallerlDeixlet'Ilültner, Exekutionsorclnung, 10. Lfg (2006) g 294 Rz 9; ÍIOGI{ 3. 9. 2009, Zlì^
8X.2008.2063 LES 2010, 70.44 GarberlNeuntayr, PSR 2010/7, 44.45 GarlteriNeunwyr,PSR2û1017,44;vglhierarar¡chfloGil3,9.2009,2R8X.2008.2063LþS 2010,70.
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Frir das Stiftungsrec*rt gilt Art 552 $ 36 PGII, der anordnet, dass der Stifter bei Famili-
enstiftungen bestimmen kann, dass die Gläubiger von Begünstigten diesen ihre unentgeltlich
erlangte Begtinstigungsberechtigung oder Anwartschaftsberechtigung bzw einz-elne Anspli-
che daraus auf dem Wege des Sicherungsverfbhrens, cler Zwangsvollstreckung oder des Kon-
kurses nicht entziehen dürfen. Bei gemischten Familienstiftungen kann eine solche Anord-
nung nur insoweit getroffbn werden, als die jeweilige Berechtigung den Zwecken der
Familienstiftung dient.

Einc ähnliche Regelung enthält Art 546 Abs I FGR fijr das Anstaltsrecht. Naclr dieser
Bestimmung kann der Grüncier bei þ'arniiienanstalten in den Statuten bestimmen, dass clen
dritten, bestimmt bezeichneten Bedachten der ihnen unentgeltlich zukommende Anstaltsnut-
zen dnrch ihre Gläubiger im Wcge der Zwangsvolistreckung oder des Konkurses gegen sie
nicht entzogen werden darf. Handelt es sich nicht um eine Familienanstalt, so dürfen einem
unentgeltlich begünstigten Ðrittbedachten nach Art 546 Abs 2 PGR Einkünfte, die ihm aus
einer von einem anderen enichteten Anstalt zufließen, durch seine Gläubiger auf dem Wege
der Zwangsvollstreckung oder des Konkurses nur insoweit entzogen werden, als sie der Be-
dachte, sein Ehegatte, sein eingetragener Partner und seine unversorgten Kincler zur Bestrei-
hrng des notdürftigen Unterhalts nicht bedürftn.

Für das Treuunternehmen ordnet Art g32a $ 136 Abs 1 PGR an, dass die Gläubiger
eines Begünstigungsberechtigten oder eines nachfolgeberechtigten Anwärters diesen ihre áuf
Gmnd der'lieuanordnung unentgeltlich erworbene Begünsfigung oder Anwartschaft bzw ein-
zelne Ansprüche aus denselben auf dem'Wege des Sicherungs-, Zwangsvollstreckungs-, Kon-
kurs- oder Nachlassverfahrens nicht entziehen dürfen. Bei einer entgeltlich erworbènen Be-
günstigung oder Anwartschaft kommt dieser Schutz nicht zum Tragen.a6 Allerdings können
auch in diesem Fall die Ansprtiche durch eine ausdrückliche Regelung in den Statuten dem
Zugriff der Gläubiger entzogen werden. So nennt Art932a $ 136 Abs 2 PCR exemplarisch
clie Anordnung, dass dem Begünstigten der Anspruch gemäß der Treuanordnung nicht mehr
zukommt, sobald dieser zahlungsunfühig ist. Neben weiteren ausdnicklich im Geietz genann-
ten Klauseln, die clie Unentziehbarkeit des Anspruchs zur Folge haben, lässt riie Bestimm¡ng
auch noch andere ,,rihnliche Bestimmungfen|" 

^t.
Zunächst ist zu fragen, welche Ansprüche von clen Vollstreckungsprivilegien erfusst sind.

Die Bestimmung des Stiftungsrechts (Art 552 $ 36 PGR) spricht diesbezüglich nur von der
Unentziehbarkcit einer Begünstígungsberechtígung oder AnutartschaÍisberechti¡¡ung bzw eín-
zelner Ansprüche daraus, l)as Gesetz enthâlt für diese Begriffe Legaldefrnitionen in
Art 552 $ ó Abs I und 2 PGR. Begünstigte einer unechten Ermessensstiftung sind sohin
vom Gesetzeswortlaut nicht erfasst, da diese unter keinen der beiden Begriffè zu subsumieren
sind, sondern als þ,rmessensbegünstige isd Art 552ç 7 Abs I PGR gelten, Steht hingegen
fest, dass cier Begünstigte jedenfalls eine Zuwendung in einer bestimmten Mindesthöhe er-
hält, ist aber die genaue Höhe beispielsweise vom wiftschaftlichen Erfblg der Stiftung oder
auch von penönlichen Umständen in der Sphäre des Begünstigten abhängig, liegt freilich
ein klagbarer Anspruch (in der Höhe der Mindestzuwendung) vor, soclass dieifalls von einer
Begünstigungsberechtigung auszr.¡gehen ist.a7 Aber auch wenn dics nicht der Fall ist, wird
man Ärt 552 S 36 PGR analog auch auf pl?indbare Ansprtiche des Ðrmessensbegürnstig-
fcn anzuwenden haben. Wenn sogar klagbare Ansprüche vollstreckungs- und konkursfest
ausgestaltet werden können, dann muss dies umso mehr liir deu durch die Entscheidung des
Stiftungsvorstanrls aufschiebend beclingten Anspruch gelten, bei dem die genauen Modalitä-

ab Marxer & Partner, Liechtensteinisches Wirtschaftsrecht 141.a7 MoÍal, Ðer stiftungsrechtliche Informarionsanspruch Z0 f (2014).
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ten der Ausschüttung noch offbn sincl. Cleiches gilt für das Recht des Treuunternehmens,
wo in Art 932a $ 136 Abs 1 PGR çbenfàlls nur vom Begíin,stigungsberechtigten (Art 932a {i78
Abs 2 PGR) und dem nachþlgenden Anwärter (Art 932a g 78 Abs 3 PGR) - wie zu ergän-
zen isl in die Begünstigungsberechtigung * dìe Re<le ist, weshalb sü'sng nach dem Wortlaut
ebenfalls nur klagbare Ansprüche erfasst wären. Für clie Anstalr, clie in Art 546 PGR bloß
von Bedachten spricht, ist *- in Ënlangelung von Regeiungen über dje Begünstigten - auf
Art 932a $ 78 PGR zurückirugreifen, sodass insoweit bereits kraft Gesetzes auch Begünstigte
ohne klagbaren Anspruch etfasst sind.as Zusammenfbssend ist sohin festzuhalten, dãss jegli
che Ansprüche, die aufgrund cler Exekutionsordnung pfündbar sind, auch durch die Vollstre-
ckungsprivilegien vollstreckungs- und konkursfest ausgestaltet werden können.

Will man die Gemeinsamkeiten bzw die Unterschiede der verschieclenen Vollstreckungs-
privilegien herausarbeiten, so ist zunächst heworzuheben, dass die stifìungsrechtliche Norm
nur auf Familienstiftungen anwendbar ist, Diese sind in Art 552 $ 2 Abs 4 PGR legalde-
finiert. Bei reinen Familienstiftungen handelt es sich um Stifïungen, deren Stiftungsvermögen
ausschließlich cler Bestreitung cler Kosten der Erziehung oder llilclung, der Aussiattung o,1.,
Untersttitzung von Angehörigen einer oder mehrerer Familien ocler ähnlichen Familieninte-
ressen dient. Gemischte F'amilienstiftungen verfolgen überwiegend den Zweck einer reinen
Familienstiftung, dicnen zusätzlich aber auch anderen privat- oder gemeinnützigen Zwecken.
Das Vollstreckungsprivileg ist auf jenen Teil der Ausschüttungen beschränkt, àie den Zwe-
cken der Familienstiftung dienen;ae nicht erfasst sind somìt bspw voraussetzungslose Aus-
schüttungen an Farnilienmitglieder.so Auch das Anstaltsrecht kennt ein auf !'amiliõnanstalten
beschränktes Vollstreckungspriviieg, wobei die Definition des Art 552 $ 2 Abs 4 pûR auch
für das Anstaltsrecht maflgeblich ist.5r Insoweit ist auch bei der Anstalt rwischen reinen und
gemischten Familienanstalten zu differenzieren und unterliegen auch hier außerhalb der Zwe-
cke einer Familienanstalt get¡itigte Ausschüttungen jedenfalls der Vollstreckung.s2 Das ergibt
sich dalaus, dass der gesetziichen Regelung insoweit eine Interessenabwägung immanent ist,
als die berechtigten Interessen der Gläubiger nur dann als nachrangig angesehen werden,
wenn die Leisfungen ihre Ursache in einem - im weitesten Sinn * unterhaltsartigen Bedarf
der Begünstigten haben.53 Ratio legis ist es mithin, durch clen Anstaltsgenuss einén entspre-
chenden Bedarf des Begünstigten zu decken.sa Für clas Stiftungsrecht wurde diese Interessen-
abwägung mìt der Totalrevision im Jahr 2008 positivrechtlich verankert. fut 552 $ 36 pGR
lässt sich nunnrehr ais Analogiegrundlage im Anstaltsrecht heranziehen.ss Art93Za $ I36 pGR
für das Treuunternehnren kennt hingegen keine solche Beschränkung auf Familientreu-
¡¡nternehmen. Jegliche Ansprüche, die ein Treuunternehmen zu irgendeinem erlaubten
Zweck an Begünstigte gewäh:1, können mithin dem Zugriff der Gläubiger entzogen werden.
Das Spannungsverhältnis zu den Interessen der Gläubiger wird hier besonders deutlich. Ein

48 ygl fì-ocry 6. 9. 2001,.06 cþ 195/99-49 LES 2002, 94 (102), Bösch, Liechrensreinisches sriftungsrecht
524, Quaderer Die Rechtsstellung des AnwarJschaÍÌsberechtigten bei der liechtensteinisches Farnilîenstìf-
tung (1999) 140.

oo 
lr8l-Bre 2008/i3, 119; Heiss in Schauer $ 36 Rz 3; Gasser,Praxiskommentar Stiftungsrecht Art 5s2 $ 36
Re 3. So auch bereits zur Rechtslage vor der Totalrevísion des Stiffungsrechts Schøulr, Die liechtensteini-
sche Stìftung.im intemationalen Vergleich unter besonderer Berücksiihtigung der Familien- uncl Unter-
halts'stiffrrng, in Mar.rer & Partner (llrsg), Aktuelle Themen zum Finarizplãtz Liechtenstcin (2002) ó7
(1 0e).

50

5l
Ygl Sclzar.rcr in Schauer, Kurzkommentar Liechtensteinisches Stiftungsrecht Art 552 $ 2 Rz 11.
SchauerlMotaf Die privatrechtliche liechtpnsteinische Anstalt, in Schut (Hrsg), Ilandbuch Vemiögens-
schutz Kap IV. C. (in Druck).
SchauerlMotd in Schurr, Handbuch Vermögensschutz- Kap IV. C. (in Dmck).
So mit Recht bereits S'cåa¿rer in Marx,er & Partner, Aktuelle Themen 67 (109).
Schauer in Marxer & Partner, Aktuelle The¡¡en 67 (l0g).
Ygl Schar.rcrlMotal in Schurr, Handbuch Verrnögensschutz Kap IV. C. (in Druck).

52

5l

54

55
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plausíbler Gesetzeszweck lässt sich bei einem solch unbeschränkten Begünstigungspr.ivileg
nur schwerlich ennitteln,

Ëin weiterer wesentlicher Unterschied liegt darin, dass die Unentziehbarkeit der Beg1ins-
tigtenansprüche beim llleuunternehmen sogar ex lege greift, während es sowohl im An-
stalts- als auch im Stiftungsrecht zwingencl einer Anordnung in den Statuten beclarf.5ó
A:rr 546 Abs 2 PGR, cler auch außerhalb einer Familienanstalt die Exequierbarkeit von Ein-
künften ans einer Anstalt ausschließt, soweit der Begünstigte, sein Ehegatte oder seine unver-
sorgtell Kinc{er diese zur Bestreitung des nofwendigen Unterhalts benãtigen, gilt aber eben-
falls bereits kaft Gesetzes, ohne explizite Anordnung in den Statuten. lm /usummenhang
mit der treuhandrechtliciren Bestimmung stellt sich clie Fruge, ob das Vollstreckungsprivile!
somit unabhängig vom Willen des 'freugebers zum Tragen kommen soil *. ob es 

-sich 
alsõ

um zwingendes Recht handelt - oder ob dcr llireugeber die Anwendbarkeit der Bestimmung
des Art 932a $ 136 PGR in den Statuten ausschließen kann. Letztere Auslegung verdient de¡
Vorzug, zumal es sich um eine Ausnahme von cier nach den zwingenden Blstär*ungen der
Exekutionsorclnung gruncisälzlich gegebenen Pfändbarkeit handeli Femer spricht fiir tliese
Auslegung, dass die - nur für bestimmte Zwecke z.ulässigen .- Vollstreckungsprivilegien des
Stiftungs- und Anstaltsrechts nur bei einer ausdrücklichen WillensäulJe*ngla"r Stifters/An-
staltsgründers zum Tragen kommen, somit im Ergebnis dispositiv ourg**tult*t sind. Dafiir
spricht auch, dass der Treugeber ciie Begünstigten des Treuuniernehmens frei bestimmen dalf
und diesen die Begünstigung auch wiecler entiiehen kann, sodass seine Interessen grundsätz-
lich auch im Fall cler Zr¡,angsvollstreckung oder Insolvenz zu benicksichtigen siid, zumal
keine gegenlüufigen Inreressen der Begünstigten erkennbar sind.

Betrachtet man die Bestimmung des Art 932a $ 136 PGR, so ergibt sich auf den ersten
Blick eine Antinomie zur At 932a $ 122 PGR, der anordnet, dassãie Anspruche der Be-
günstigten in die Zwangsvollstreckung, und in das Konkurs- oder Nachlassverfahren mitein-
bezogen werden. Zwar gilt dies nur unter ,,Ma/lgabe der ßestimmungen über die Glätúiger
der Begü'nstigten",zu welchen auch das Vollstreðkungsprivíleg zähit, <1och fehlt es der Norm
bei unentgeltlichen Begänstigungen ân jeglichem Anwãndungsbereich, weil Art 932a g 136
von Gesetz wegen die generelle Unpfãndbarkeit festlegt. Der Wd.np*"h zwischen den bei-
den Normen ist dennoch nur ein scheinbarer, weil entgeltlich erworbene Begünstigungen nur
bei einer entspreclienden Regelung in clen Statuten vollstreckungsfÈst 

*sind "(Ar:t 
932a

$ 136 Abs 2 PGR). Um den Normwiderspruch aufzulösen, ist dfiqlza ç 122 pGR sohin
auf entgeltlich erworbene Begünstigungen zu beschränken, riie aufgrund dieser Bestimmgng
in das Zwangsvollstreckungs-, Insolvenz- und Nachlassverfbhren miteinzubeziehen sind, essei denn, es besteht eine ausdrückliche gegenteilige statutarische Regelung isd
Art 932a $ 136 Abs 2 PCìR. Die Wiederholung der - sich ohnedies bereits uu, ã*. flEO er-
gebenden -'Pf,¿indbarkeit von Begünstigtenanspruchen macht aber den Ausnahmcchanakter
der Vollstreckungsprivilegien deutlich.

Bei einem Blick auf den Kreis der Begünstigten, die in den Genuss der Vollstreckungs-
privilegierung kommen, füllt auf, dass das Anstaltsrecht von ,dritte.n, bestimmt bezeichneten
Bedachten" spricht. Das Vollstreckungsprivileg kann der Anstaltsgninder daher nicht zu sei-
nen Grursten ânordnen.s? Das neue Stiffurngsrecht kcnnt hingcgen dem Worllaut nach - anders

56 vgl z;urn Stiftungsrecht llarxgy &.,.Ptu'tner, i,iechtensteinisches Wirtschaftslecht 108; anr Anstalt siehe et-
-- wa st,hauerlMatal in schurr, Ha¡rdb*ch Vennögenssehutz Kap IV. c. (in ntuò[).st Ciasser, Netles a.tm internationalen Insolvenzrçcht in l-iechtenstein, LJZ 2004,24 (36); Bö.sch,Liechten-

steinisches Stiftungsrecht 120 ì"N 304; Marxer & Partner,l,iechtenóteini*.r,tw winràiräiíri-.íti'i+.
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als die Vorgängerbestimmungss - keine Einschränkung mehr: auf Drittbedacå¿e. Insoweit ist
umstritten, ob der Stilïer auch seine eigene l3egtinstigung oder einzefuie Ansprüche daraus
vollstreckungs- und konkursf'est gestalten kann.5e UE sprechen die besseren Gründe dafür,
dass weiterhin nur Ansprüche von vom Stifter verschiedenen Begünstigten erfasst sind.60
Ausweislich der Materialien findet sich in der geltenden Bestimmung der alte Art 567 Abs 3
PGR ,,irz seinen Grundzügen " wieder. Daniber, ob in clieser Frage eine Änderung der Rechts-
lage gewollt war, fbhlt in den Materíalien jegiiche Aussage. Für eine Ausdehnung des Voll,
.streckungsprivilegs auch auf Ansprüche des Stifters selbst hätte es wohl einer ðindeutigen
diesbezüglichen Stellungnahme bedurll, zumal dadurch die Situation herbeigefiihrt wüicje,
dass der Stifter dulch Zwischenschaltung eines Rechtsträgers eine Haftungsexklave hinsicht-
lich seines Vemrögens bilden kônnte. Da das Gesetz dem Wortlaut nach keine Ëinschränkung
auf Drittbedachte mehr kennt, ist die Bestimmung teleologisch zu reduzieren, Daflir lassen
sioh zwei Argumente ins Treffen führen: Erstens stellt die Bestimmung eine Ausnahme yon
der grundsätzlichen Pfändbarkeit von Begünstigtenansprüchen dar, wie die Vollstreckungspri-
vilegien des PGR im System der Rechtsordnung übelhaupt singulär und damit systemfremd
erscheinen. Auch ist zu betonen, class die Ansprüche eirer Familienstiftung stets unpfündbar
sind, ohne class es auf eine besondere Noþ oder Bedärfnissiruation des Begünstigten ankä-
me.ó' Beispielsweise wär'en Ansprüche zur Deckung der Kosten eines postgrãAuateã Studien-
gangs von Aft 552 $ 36 bzw Art 546 PÇR. erfasst, Damit besteht ein wesentlicher Unter-
schied 'at anderen von der Rechtsordnung für unpfiinclbar erkiärten Forderungen
(Aft 210 ff flEO). Aus diesern Grund ist eine restriktive Auslegung geboten, um die durch
dic Vollstreckungsprivilegien bedingten Systembniche möglichst gering zu halton (singuløria
non sunt extenda).62 Zwsitens lässt sich keíne sachliche Rechtfertigung frir eine Vùschieden-
behandlung von Anstaltsgrtinder und Stifter finden, sind di; Bestimmulgen des
.A'rt 546 Abs I PGR uncl jene des Art 552 $ 36 PGR doch ansonsten an ciieselben Vorourr.r-
zungen geknüpft. Im Recht cies T¡euuntemehmens ist den Gläubigem indes auch der Zugriff
auf die Anspniche cles Treugebers verwehrt, die diesen als Begünstigten zukornmen.

Bei einem Vergieich zwischen den Besti¡nmungen des Anstalts-, Stiftungs- und Treuunter-
nehmensrechts fli1lt noch ein weiterer Unterschied ins Auge: Den Gläubigôrn ist der Zugriff
auf die Begünstigtenansprüche beim Treuuntemehmen nicht nur im Zwángsvclllstreckungs-
und Konkursverfahren, sondem auch im Nachlassverfahren verwehrt. Auch in diesem punkt
reicht der Schutz der Begünstigten weiter als bei den anderen Rechtsträgern. Bei der Stiftung
ist eine Regeiung über den Gläubigerzugrifi im Nachlassverli¡hren möglicherweise entbehr-
lich, weil die Begùnstigung - jedentälls nach neuem Stiftungsrecht - ais solche nicht vererb-
lich ist und demgemäß auch nicht in den Nachlass fii11t,6r Sehr wohl vererblich sind hingegen
bereíts entstandene klagbare Ansprüche auf Zuwendung durch die Stiflung.64 Bei der Anstalt
hingegen ist auch die Begünstigfenstellung, auf die ein Rechtsanspruch besteht, an sich ver-
erblich.65 Freilich kann die Vererblichkeit ausdrücklich, efwa clurch eine statutarìsche Nach-

58 Art 5ó7 Abs 3 POR aF. Zu dieser Restirrunung siohe etwa Böst:h, l,iechtensteinisches Stiftungsrecht
120 ft:.

:l so bereits schauerlMotal in schurr, Handbuch vérmögensschutz Kap IV. c. (in Druck),6t ßösch,.Liechtensteinischss Stifrungsrecht 120; zustimmend, SchauerlMotoi in S"hir,., Handbuch Ver-
,^ mögensschutz Kap IV. C. (ín Dluck); aA Quaderer, Rechtsstellung 64.
':: Kramer, Jurisrische Methodenlehre4 Q0l3) 103 f und 216 ff.
61. ,Iakob, Liechtensteinische Stiftung Rz 439'; Gas$er, Praxìskomrnentar Stiflungsrecht Art {i 5 Rz 41.y. Vgl nur .løkob,Liechtensreinischã Sdftung R2440; Antolcl, pSG3 $ 5 R2.55.ós Czernich, Aspekte des liechtensteinischen ìntemationalen Ë,rbrechts, LJZ 2006, 1 l0 (1 t 8); Marok, Anstalt

I 65.
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Zur (Un-)Pfündbarkeit von B e günstigtenansprüchen Motal/llallentin

folgeordnung, ausgeschiossen wsrdcn.66 Dennoch findet sich in Ar1 546 pGR kein Hinrveis
auf das Nachlassverfahrcn.

Fraglich ist allerdings, wâs mit dem l{inweis auf das Nachlassverfahren überhaupt ge-
rneint ist. Soweit die Vererblichkeit - wie von Att 932a g 122 PGR ausdrücklictr für zutasiig
erklätt - ausgeschlossen wird, fülit die Begünstigung als solche jedenfalls nicht in den Nach-
lass. Ist der Treugeber zugleich Ì3egünstigter,6t so liegt in der von ihm erlassenen Nachfolge-
regelung in die Begünstigtenstellung eine Verîigung, die ihre Wirksamkeit mit dem Tod des
Treugebers erlangt und daher erbrechtlichen Charakter hat.68 Werden rlurch eine solche Ver-
fügung Pflichtteilsrechte verletzt, so sind die Anspniche der Noterben auf pflichtteilsergän-
zung gleichwohl nicht vom Vollstreckungsprivileg erfasst. Ihre Ansprüche sind närnlich mit-
tels Klage im streitigen Verfahren und nicht im Verlassenschaftsverfahren geltend zu
machen.6e Sind die Begünstigung und die daraus erwachsenen Ansprüche indessen-vererbiich,
s<¡ wird der Ërbe mit Einantworlung neuer Begünstigter und als Universalsukzessor des Erb-
lassers zugleich auch zum Schuldner der Ansprüche, sodass das Vollstreckungsprivileg ohne-
dies - auch ohne Verweis auf das Nachlassverfahren * greift, tJm rler Bestimãùng einen tse-
deutungsgehalt beizumessen, kann diese wohl nur so verstanclen werden, class ãuch in der
Phase der hereditas íacens ein Zugrifï clurch die Gläubiger ausscheidet. Diese Auslegung bie-
tet sich an, obwohl fteilich auch clie Geltendmachung der Ansprüche gegen die ruhende Ver-
lassenschaft nicht im Verlassenscha/tsvedahrerz erfolgt. Fernei könnte man uu. der Bestim-
mung ableiten, dass eine Nachlassseparation nach $ 812 ABGB hinsichtlich der Ansprüche,
die dem Erblasser aus der Begünstigung erwachsen sind, ausgeschlossen ist, weil sich clie
Giäubiger des Erblassers andernfalls aus diesem Vermögen befriedigen könnten, was als ,¿¿t-
zug von Ansprüchen aus der Begünsligung in Nachlassvetfahren ausgelegt werden könnte.
Letztlich könnte Artg32a $ 136 PGR auch.einer Úberlassung cler Verlassenschaft anZahbng
statt gemäß $ 154 flAußSúG7o entgegenstehen *- oder genauer - die Begünstigung als solchè
und die daraus resultierenden Anspniche von der Überlassung an <iie CtauUigãr aisnehmen.

Allen Vollstreckungsprivilegien ggmein ist, dass nur der schuldrechfliche Anspruch auf
Leistung gegenüber der juristíschen Person an sich dem Zugriff der Gläubiger enLogen ist,
Hat der-Begünstigte hingegen bereits einen geldwerten Vorteii erhalten, kannãieser gepfändet
werden.Tl

Ein Vollstreckungszugrifi de¡ Gläubiger fi.ihrt nicht zum Erlöschen der Begünstigung,
sondern hat nur zur Folge, dass der Entzug der Ausschüttlngen bnv Einkünfte,'ãie der Be-
günstigte eines liechtensteinischen Vermögensträgers von díesem erhält, ausgeschlossen ist.72

66 Marok, l)ie p-rivatrechtliche liechtensteinische Anstalt unter besorrderer Benicksichtigung der Gnìnclenech-
te (1993) l{¡l: ßösch, Liechtensteinìsches Stiftungsrr¡cht_S25 î; Quaelerer, Rechtsstäluãg 179. Eingehend
zur Vererblichkeit der B*egünstigung bei einer Anstalt Schaueri-Motal in Schurr, uanà"¡rch Vermijgens-
schutz Kap IV F. 2. (in Druck).

:: Ygl i* Anstaltsrecht SchauerlMotal in Schurr, Handbuch Vermögensschutz Kap IV. F. 2. (in Druck).oo Y.gJ Marok' Anstalt 145; SchauerlMotal in Schury,-Handbuch Vermä,gensschutz Kap IV. Þ'. Z. (in Druck);
siehe_auch Unkrüer, !]j9 p¡lvatrechtliche Anstalt in l,iechtenstein im Spannungsfelcl h'¿ischcn [ùrecht unã
Gesellschaftsrecht, RIW 1998, 205 (208) und czernich, LJZ 2006, I r 0 (ll9)."

"^: Vgl nur l4¡elser tn Runmel, ABGB] (2000) $ 764R2 14.10 Cesetz vorn 25' Novembcr 2010 iìbèr clai gerichtliche Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streitsa-
_. chen (Ausserstreirgesetz; AussSrrG) LGBI 20101454.
" Schauer in Marxer & Partner, Aktuelle Ther¡en 67 (108); f/eirs in Schauer, Stiftungsrecht Art 552 $ 36Rz,4; MüllerlÙösch in Ric.hter/lIlachter, Handbuch <iès íniemarionalen Sjifiungsr.echñ ¡zOOz¡ l<iO: lif iõ

\2,.1"!7); Ga1ser in FS.Delle Karth 283 (302); cters in Praxiskommentar Stifturigsrccht Àrt síz S :lk ilì iJakob, Die liechtensteinische Stiftung Rz ill (alle zur Stiftung), Zur Anstait si.tre ^it¿oru,tMotat in
Schurr, I{andbuch Vermögensschutz Kap IV. F'. 2.'(in Dmck).72 Schsuer in Marxer & Paitner, Aktuelle Thernen 67 (l0g).
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Mit den für die jeweiligen Rechtsträger fbstgelegten Voraussetzungen, unter denen Begüns-
tigungen, Anwartschaften und einzelne Anspniche daraus vollstreckungs- und konkursfest
sind, steckt das Gesetz die Grenzen ab, innerhalb derer die Interessen der Begünstigten höher
bewertet werden als jene der Gläubiger. Diese Nonnen sind somit als ahschließende Rege-
Iungen zr¡ betrachten; ein weitergehender statutarischer Ausschluss des Gläubigerzugriffs ist
nicht möglich.

B, ûsterreich
Im Gegensatz zam liechtensteinischen Recht sind dem österreichischen Stiftungsrecht ver-

gleichbare Begünstigungsprivilegien frcmd. Ist der Stifter einer österreichischen Privatstiftung
nach dem Gesetz zur Unterhaltsleisfung an den Begünstigten verpflichtet und dienen die Aui
schüttungen aus der Privatstiftung der Ërfi.illung dieser Pflicht, so kann $ 290a Abs I Z lt ß,O
herangezogen werden. Dieser ordnet die beschränkte PfÌindbarkeit von gesetziichen Unter-
haltsansprüchen an. Ëine Pfündung kommt nur nach Matìgabe <ler gg 29ia EO und g 29lb
EO * dh unter dem Vclrbehalt eìnes cletn Verpflichteten verbleibenden Ëxistenzminimums -,
in Betracht.Ts Denr Begünstigten als Verpflichteten dar{ daher der notwendige Unterhalt nicht
entzogeu werden. Nicht entscheidend ist dabei, ob es sich um laufende Ausschüttungen han-
delt oder eine einmalige ZuwendungTa durch die StilTung erfolgt, sofern nur Leistungen zur
Erfüllung einer gesetzlichen Unterhaltsverpflichtung erbracht werden. Zr,var handelt es sich
irn Fall von Ausschüttungen der Farnilienstiftung an den Begünstigten nicht um Leistungen,
die der nach dem Gesetz rur Unterhaltsleistung Verpflichtete selbst erbringt, sondem um
Leistungen einer von diesem verschiedenen juiistischen Person, doch sfeht dies einer (analo-
gen) Anwendung der Bestirnmung uE jedenfalls dann nicht entgegen, wenn clje Zuwendun-
gen unmittelbar auf den Stifterwillen zurückzuführen sind bzw der Zweck iler Stiftung (auch)
die Sicilerung des Untelhalts cier Begünstigten ist.75 [)er Zweck der bescirränkten pfündbar-
keit von gesetzlichen Unterhaltsansprüchen, der darin zu erblicken ist, dem Verpflichreten sei-
nen notwendigen Unterhalt zu sichem, spricht dafÌir, dass es nicht entscheidend ist, in wel-
cher Art unci Weise die Unterhaltsverpfìichtung erfüllt wird.

V. Statutarische Regelungen

A. {Jnpfländbarkeit von Beg{instigungen und Feendigung der
Begünstigung im [nsolvenzfall

1. Die Grenze der Sittenwidrigkeit

Der Stifter einer Privatstiftung wird regelmäßig ein Interesse damn haben, class das Ver-
mögen der Stiftung dem Stiftungszweck, also den Begiinstigten als Adressaten des Stifrungs-
z"wecks zugrttekommt, Besteht die Gefahr, dass einem Begünstigten die Zuwendungen der
Stiftung sofort wieder entzogen werclen, weil dessen Gläubiger auf das Vermögen greifen,
so wircl dies regehnäßig dem Interesse des Stifters zuwicierlaufen. Es stellt sich daher die Fra-
ge, irrwieweit der Stilter Vorkehrungen in der Stiftungserklärung treffen kann, um zu verhin-
dem, dass cler Stiftungsgenuss direkt an die Gläubiger fließt. In Betraoht kornmt eine Anord-

73 Ygl Oberhantmer in Angst,E0'? $ 290a Rz l.
'-0. Oberhammer in Angst, ÉO, ç zlOa Rz tO.

" Ei|" analoge Anwendung der Bestimmi.rng wurde beleits vo¡r Briem in GassnerlGöthlGröhslLang, privat-
sliftungen 91 FN 45 erwogen.
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nung, wonach alle oder bestimmte Ansprüche der Begünstigten für unpliindbar erklärt wer-
dçn. Ebenso ist an eine statutarische Regelung zu denken, wonach die Rechtsstellung des Be-
günstigten durch dessen Insolvenz auflösend bedingt ist. Auch könnte sich der Stiftungsvor-
stand oder die Stelle, der die Bestellung der Destinatilre zukomrnt, das Recht vorbehalten, das
Destinatärsverhältnis im þ'alle der Insolvenz wieder aufrulösen.76 Eine Klausel, die Anspniche
flir unpfändbar erklärt, ist indes nach der Rechtsprechung unzulässig, da drirch eine derartige
privatrechtliche Verfügung des Sti{ters in der Stiftungsurkunde die zwingenden Restimmun-
gen der Fxekutionsordnung über clie Pfändb¿rrkeit von Ansprüchen nicht außer Kraft gesetzt
werden können.?7 Auch nach der einhel.ligen Lehre kann die Pfündbarkeit von klagbaren An-
sprüchen des Begtinstigten gegen die Stiftung nicht ausgeschlossen werden"?8 Die Begnin-
dung flir die Unwirksamkeit einer solchen Klausel in der StiÍÌungsurkunde ist in einem Ver-
stolJ gegen die guten Sitten iSd {i 879 ABGB zu erblioken.Te l3ei der Sittenwidrigkeitspnifung
ist eine Interessenabwägung zwischen den Interessen der beeinträchtigten Gläubiger und dem
mit einer solchen Klausel verfolgten Zweck vorzunehmen.so Eine Sittenwidrigkeit liegt nur
dann vor, wenn sich eine grobe Verletzung rechtiich geschützter Interessen ergibt. oder bei
Interessenkollision ein grobes Missverhältnis zwischen den verletzten und den gefördeden In-
teressen vorliegt,sr Wird die Beendigung der Begünstigung alleine für den Fall angeordnet,
dass der Begünstige insolvent ist, so werden damit keine rechtlieh geschützten Interessen ver-
fblgt, sondem iiegt eine einseitige sittenwidrige Benachteiligung der Gläubiger vor.82 Zu be-
tonen ist an dieser Stelle, dass nicht schon eine Gläubigerschädigung allcine zur Sittenwidrig-
keit führt, sondern d¿¡s Hinzutreten eines weileren Elements erforderlich ist, wie im kclnketen
Fall der Unrstand, dass alleine die Insolvenz zur Beendigung der Begùinstigungfühtt.s3 Zoll-
nersa betont dass in einzelnen Konstellationen die Interessenabwägung zugunsten der Stif-
tung ausfallen kann, nämlich clann, wenn die Realisierung des Stiftungszwecks die Interesse¡
der Glâubiger der Begünstigten über:wiege. Dies sei umso eher der Fall, je konkreter der An-
spntch des Begünstigten an einen konk¡eten Bedarf geknüpft ist bzw je genauer der Stif-
tungszweck die Art der Mittelverwendung vorgibt.s5 liine automatische Auflösung des Desti-
nat¿irsverhältnisses in der Insolvenz sei gerechtfertigt, wenn der Stiftungszweck bzw der
Bedaf legitime Interessen darstellen, die tiber jene der Glätrbiger zu stellen sind.86 Bei cler
Präfung, ob solche legitímen Interessen vorliegen, ist uE ein strenger Prütìrngsmaßstab anzu-
Iegen. Hat eine Familienstiftung beispielsweise Ausschüthrngen zu Untcrhaltszwecken auÊ
grund eines konkreten Bedarß zu tätigen, so ist zu benicksichtigen, dass eine Klausel, wo-
nach die Begünstigung mit Eintritt des Insolvenzlalls aufìösend bedingt ist, dazu führt, dass
der konkrete tsegünstigte keine Zuwendungen mehr von iler Stiftung erhalten kann. Sein Be-

'16 
Y gl Zollner, Die eigennützige Privatstiftu ng 269 .

?7 OLG Wien 29. I l. 2005, 28 R 189/05b Nt 2006, 221 = ZfS 2006, 35.
78 l,ö51e, in DoraltiNowotnylKalss, PSG $ 5 Rz 11,21; Arnolcl, PSG3 $ 5 Rz 53; ders,lJm!)anguncl Grenzen

des Glättbigerzugrifß bei Privatstiftungen, Zf.S 2006, i3l (132); Bollenberger, Anmerkung zu OLG Wien
28 R 189/05b,2ß2006,25 (27).

1e llollenberger, ZfS 2006, 25 (27); Zoltner, Die eigennützige Privatstiftung 270 ff; r(a/ss, Die Stellung cÌer
G1äubiger des Stifters und cles tsegünstigten der Privatstiftung, ín Kalss (Hrsg), Aktuelle Fragen des-Stif-
rtrngsrechts (2ALq, ß4 f.

80 Bollenberger, Rechtsgeschäflliche Vorsorgeklauseln lìir den lnsoh'enzfall, Ön¿ ZOOO, 879 (S80); 7.,ollner,
Die eigennützige Privatstiftung 27 0.8t Bollenberger ÖBA 2006, 8S0a Zollner, Die eigennüuige Privatstithrng 270 rnwN.

82 Kals's in Kalss 107 (I34 Ð (mit llinweisçn zur gesellschat'tsrechtlichen JudikatLrr); Zollner, Die eigennützi-
ge Privatstillung 270 fÎ.

8r Zollner,Die eigennützigc Privatstiftung 272.
84 Dic eigennützige Privatstiftung 272.
8s Zollner, Dic eigennützige Privãntiftung 272.
86 Zollner, Die eigennützige Privatstiltu ng ZlZ.
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clarf an den Ausschüttungen z.ur Bestreitung seines notwendigen Unterhalts kann claher keine
Berücksichtigung fincien, rveil ihm das Vermögen bci Wirksamkeit der Klausel ohnedies nicht
mehr zukommt, In die Interessenabwägung kann daher nur das Interesse der Stiftung an der
Erfìillung des Stiftungszwecks und damit mittelbar jenes der übrigen Begünstigten an dçr De-
ckung ihres notwendigen Unterhalts einfließen. Dje Interessenabwâgung wird wohl nur in
eng umschriebenen Ausnahmefäilen zugunsten der Stiftung ausfallen. Denkbar sind hingegen
Fälle, in denen für die Zuwendung generelle Beschrilrkungen vorliegen. Genannt sei bei-
spielsweise der Fail, dass eine Begünstigung an die Auflage geknüpft wird, Zuwendungen
daraus ausschließlich zu Ausbildungszwecken zu verwenden.si In diesem Fall lällt die Be-
günstigung nicht nur bei Zugriff der Gläubiger, sondern bei jecler anderen Mittelvcrwendung
dahin, die nicht Ausbildungszwecken dient, Sie zielt daher prirnär nicht darauf, Gläubiger-
anspniche leeriaufbn zu lassen, sondern verfolgt in cler Regel andere Zwecke.88 Die Beein-
trächtigung von Gläubjgeransprüchen ist nur eine Folge der allgemeinen Einschränkung an
clen Begünstigten, sot'lass es wohl an einem rur Gläubigerschädigung eusätzlich hinzutreten-
den Elemcnt fehlt und sohin keine sittenwidrigkeit isd g 879 ABGB vorliegt.se

Zusammenfassend kann gesagt wercien, class cler Stifte¡, will r¡r vcrhindem, dass Gläubi-
ger des Begünstigten dessen Anspniche pf,änden, von der Einräumung eines klagbaren An-
spruchs absehen bzw einen solchen in der Stiftungserklänrng ausdrücklich ausschließen
muss.eo Es ist allerdings auch bei der Gestaltung einer Ennessensbegünstigung Vorsicht gebo-
ten, weil auch ein Anspruch, der dem Grunde nach feststeht und bei dem nur die Höhe oder
der genaue Zeitpunkt offen ist, der Exekution unterliegt (llI.B.). l{ier besteht aus Sjcht der
Gläubiger freilich die Gefahr', rlass der Stiftungsvorstand oder die Stells isd $ 9
Abs I Z 3 PSGer iln Rahmen ihres Ermessens entscheidet, rnöglichst geringe Ausschüttungen
an den Begünstigten zu tätigen, damit diese nicht umgehend an die Gläubiger cles Bcgünstig-
ten fließen. Gegen einen solchen Beschluss besteht wohl nul in sehr engen Grenzen eine
Handhabe. Es ist durchalts legitim, dass der Stiftungsvorstand die Ausschüttungen vorrangig
ancleren Begünstigten zukommen läss{, weil Aufgabe des Stiftungsvorstands prirnär die ErfÌil-
lung cles Stiftungszweck"s ist. Diesern wird aber zumeist besser Rechnung getragen, wenn das
Vermögen bei den Begünstigen als Adressaten des Stiftungszwecks verbleibt und nicht als
eine Art Durchlaufþosten an die Cläubiger fließt. Indessen können auch Ausschrittungs-
beschiüsse sittenwidrig isd $ 879 ABGB sein, werut die Schädigung der Gläubiger das
Hauptmotiv bilclet und sich keine sachliche Rechtfertigung fi.ir den gefassten ¡\usschüttungs-
beschluss finden lässt, Der Nachweis der Sittenwidrigkeit kann im Einzelfall alierrfings
du¡chaus Schwierigkeiten bereiten. Ist der Ermessensbegünstigte aber beispielsweise der ein-
zige Begünstigte und erhält dieser laufende Zuwendungen, so wird eine erhcbliche Abwei-
chung von den bisher getätigten Ausscltùthrngen einer Rechtfertigung bedürfen, widligenfalls
eine Cläubigerbenachteiligung naheliegt. Zu berücksjchtigen ist freilich auch die Reichweite
cles Ërmessens hinsichtlich cler i{öhe der Zuwendungen. Je konkreter die Vorgaben an den
Stiftungsvorstand sincl, desto wenìger können die fin¿nziellen Schwierigkeiten des Begünstig-
ten Berücksichtigung finden. Letztiich handelt es sich stets um eine Beurteilung irn Einzelfall.

Beispiel naah Zollner, Dìe eigennützige Privatstifhrng 27 1.

So bereils 7,ollner, Die eigennützige Privatstiftung 2'l 1.

Zolher, Ðie eigennützige Privatstiftung 271 f.
Bollenberger, ZfS 2006,25 (27).
Bundesgesetz über Prìvat,stiftungen und Änderungen des Firmenbuchgesetzes, des Reclrtspflegergesetzes,
des Gerichtsgebrihrengesetzes, des Einkon:mensteuergesetzes, des Körperschaflsteuergesetzes, ðes Erb-

l*-qffq-. und Schenkungssteuergesetzes r¡nrf der Bundesabgabenordnung (Þrivatstiftungsglsetz, PSC) BGBI
1993t694,

87

88

89

90

9l
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2. trnsolvenzrechtliche Grenzen

Von einer etwaigen Sittenwidrigkeit abgeseben, stellt sich die Frage, ob Klauseln, nach
denen'eine Begünstigung auflösend bedingt durch die Insolvenz des Begünstigten ausgestal-
tet ist, mit den Bestimmungen des Insolvenzrechts vereinbar sincl. Zu prüfen ist dabei die An-
wendbarkeit der $$ 25a und 25b IO.e2 $ 25a IO enthält eine Aufiösungssporre für Verträge
mit dern Schuldner in den ersten sechs Monaten nach Insolvenzeröflhung; wåihrend dieser
Zeit ist nur eine Kändigung aus wichtigern Grund zulässig, wobei die Verschlechterung der
wirtschaftlichen Lage des Schuldners nicht als Kündigungsgrund gilt ($ 25a Abs I Z 1 IO).
Die Bestilnnung erfasst jedenfalls auch Lösungsklauseln, die ein Kündigungs- oder Rück-
trittsrecht für den Fall cler Zahlungsunftihigkeit oder Überschuldung des Vertragspartners ein-
räumen.e3 Auflösende Bedingungen sind von $ 25a IO nicht erfasst. Zwar können solche Be-
dingungen unwirksam isd $ 25b Abs 2 IO sein, es setzt aber voaus, dass die
Insoivenzeröffirung selbst die Bedingung ist. Zweck des $ 25a IO ist einerseits die Unterneh-
mensfortfiihrung und andererseits die Wahrung des Wahlrechts des Insolvenzverwalters nach

$ 21 IO, ob er am Vertrag festhalten möohte oder nicht,eo Es ist aber fiaglich, ob die Bestim-
mung des $ 25a IO im Stiftungsrecht überhaupt anwendbar ist.e5 Zunüchst setzt die Bestim-
mung voraus, dass die FortJùhrung des Unternehmens durch die Verhagsauflösung geführdet
wird. Zumindest bei Familienstiftungen werden aber regelmäßig andere 7-wecke verfblgt als
die Unternehmensführung, sodass die Anwendbarkeit der Bestimmung in den allermeisten
Fällen bereits aus diesem Grund scheitert.eti

Selbst wenn aber del Begünstigte ein Untemehmen betreibt, dessen Erhalt vom Stiftungs-
zweck erfasst ist, spricht bereits der Wortlaut der Bestimmung gegen eine Anwendbarkeit:
Die Bestimmung behandelt die Vertragsauflösung durch den Schuldner. Eine Begünstigung
wird allerdings einseitig eingeráumt, ein vom Gesetz gefordertes Vertragsverhältnis liegt nicht
vor, Insofern besteht auch kein Wahlrecht des Insolvenzverwalters iSci 2i IO <las unterlaufen
werden könnte. Dieses Argument lässt sich auch gegen die Anwendbarkeit des $ 25b Abs 2 IO
ins Treffen fi.ihren.e7 Dieser ist anders als $ 25a IO nicht auf Verträge beschränkt, die zur Un-
ternehmensfortführung erforderlich sind.es Erfasst sind vieimehr alie Vereinbarungen ubet ein
Rücktrittsrecht oder eine Ipso-iure-Vertragsauflösung für den Fall der Insolvenzeröffnung, es

sei denn, sie betreffen die in $ 20 Abs 4 IO genannten Verträge. Eine Vereìnbarung setzt aber
bereits nach dem Wo¡tlaut zwei Parteien voraus.

Indessen ist damit noch nichts über eine allfüllige analoge Anwendung der Bestimmung
auf einseitige Rechtsakte gesagt. In cler Lehre umstritten ist auch, ob $ 25b IO überhaupt
auf unentgeltliche Verträge anzuwenclen ist. Bei der Zuwendung an den Begünstigten handelt
es sich um eine unentgeltliche Leistung der Priva{stiftung.ee Der OGH hat zum Begrìff der
zweiseitigen Verlräge ausgesprochen, dass bei diesen Verträgen die Ëntstehung vorl Rechten
und Pflichten auf beiden Seiten begrifßnofw'endig sei. Gerade dieses Synallagrna fehle bei

e2 Bundesgesetz über das Insolvenzverfahrcn (Insolvenzordnrmg - IO) RGBI 1,9141331 idF IRAG 2010
BGBI I 20t0/29,

e3 Fic.htingerlFoglar-Deinharclstein, Die Zutässigkeit von Lösungsklauseln lìir den Insolvenzfall nach clem
IRAG 2010, insbesondere bei lteditgeschäften, OBA 2010, 818 (822).

e4 Ygl Gamerith tn BartschlPottaklBuchegger" Österreichisohes Insolvenzrecht, Band Ia (2000) $ 25a KO
Rz 7.

O flenlassend Zo I Iner, Die eigennützige Pri vatstiftu ng 269.
Ygl Zollner, Die eigennützige Privatstiftung 269.
So auch Fctglar-Deinharclstein, Anmerkung zu OGI{ 21. 11.2013, 1 Ob 157/13i, VbR 2014/34,55 (56).
K.ernbichler, Die Kündigung von Versicherungsvefträgcn in cler lnsolveûz des Versicherungsnehmers, wbl
201t,1 (4).

ee Cerha/liiselsberg/Kírschner/Knírsch, ecolex spezial PSG (1993) 26; Arnold, PSG3 $ 5 Rz 14.
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Gesellscha.ftsvefträgen, sodass $ 21 KOaF auf diese nicht anwendbar sei.r00 Auch bei der FJe-
günstigung durch eine Privatstiftung besteht kein synallagmatisches Austauschverhältnis.
Zwar enthält $ 25b lO dem 'Wortlaut nach keine Einschränkung auf zr;veiseitig verpflichtende,
dh synallagmatische Verträge wie dies in $ 2l IO ausdrücklich vorgesehen ist, allerdirigs legt
eine systematische Interpretation eine solche Auslegung nahe, da die $$ 21 bis 25a IO nur lìir
zweiseitig verpflichtende l{echtsgeschä1le Sonderorschriften nomrieren.r0r Festzuhalten ist
an dieser Stelle aber, dass die wohl überwiegende Lchre eine Einschränkung auf synallagma-
tische VcÍräge ablehntro2 und díe $$ 25a, 25b IO auch auf unentgeltliche Verträge zur An-
wendung bringen möchte. ro3

Die Bestimmung des $ 25b Abs 2 iO hat den ehemaligen $ 20e Abs 2 AO übernommcn,
der mit dem IRÀG 1997 geschaffen wurde.r0a Diese Novelle wurde damals unter anderem
damit begründet, dass das Ausgleichsvefahren auf eine Sanierung des (lnternehmens gerich-
tet ist, cieren tsrfolg den Fortbestand der für die Unternshmensfortführung wichtigsten Venrä-
ge voraussetze. Die Neuregelung des $ 20e Abs 2 AO erhöhe daher die Sanierungschancen
und mache zugleich das Ausgleichsverfâhren attraktiver.ros Obgleich $ 25b Abs 2IO auch für
den Privatschuldner gilt, ist primärer Normzrweck dennoch die Unternehmenssanielung, was
bei einer allfiilligen Analogie auf die einseitig eingeräumte Begünstigung zu berucksichtigen
ist. Die Divergenz zn $ 25a IO im llinblick auf das Erfordsrnìs der Unternehmensf:ortfi.ihrung
könnte nach KembichlertÙí dadurch gerechtlbrtigt wertlen, dass man * sofem keìne sonstigen
Gründe für eine Vertragsauflösung vorliegen - jedem insolventen Schuldner, den Schutz ge-
währt, den die Bestimmungen über die ordentliche Kündigung, insb über die Küncligungs-
frist, geben, Aus diesem Grund sei es notwendig, Lösungsklauseln auch fiir jene Verträge
für unzulässig zu erklären, die nicht wesentlich fiir eine UnternehmensfonfÌihrung sind und
die Vertragspartner aus diesen Vertr¿igen auf die ordentliche Kündigung zu verweisen.r0? Die
Beendigung eines Destinatärsvcrhähnisses ist aber mit den von Verträgen bekannten Mecha-
nismett der Kündigung nicht in den Griff zu bekommen. Die Unterscheidung zwischen or-
dentlicher und außerordentlicher Beendigung ist dem Stiftungsrecht jedenfalls fremd. Daniber
hinaus besteht - je nach Ausgestallung der St¿tuten - möglicherweise tiberhaupt keine Been-
digungsmöglichkeit durch den StiÍtungsvorstand (oder allenfalls durch den Stifter im Rahmen
eines Änderungs- oder Widem¡ßvorbehalts). Auch aus diesem Gmnd ist die Heranziehung
des $ 25b IO im Wege der Analogie nicht gerechtfeftigt.i0s Klaus'eln, wonach die Begüns-
tigung au{lösend bedingt mit der lnsolvenz erlischt, sind daher alleine nach den Ktiterien
del Sittenwidrigkeit zu beuteilen,

'oo OqH 17.4. 1996,1.,Ob2097196z; vgl auch Taufter, Gesellschaftsvertragliche Ausschluss- unri Aufgrifß-
rechre nach dem iRÄG 2010, CesRZ 20i1, 157 (tiB).

'ot Wi. hie¡ auch Thurtter, GcsRZ 2011, 157 (158). Dieies systematische Argument nenltt auch Wdhalnt Bu-
dalc, Yerhindentng der Vertragsauflösung und unwirksame Vereinbarungen, in Konectzy (ÍIrsg), lRÄG
2010,26.

| 02 D e Il i n g e r / O h e r h a n un e r I Ko //er, Insolven zr echt3 ç20 I 4) | 47 .

tor Widhulm Budak in Konecny (Hrsg), lRÄG 2010, 26; Konecny, Das Insoivenzrechtsänclerungsgesetz 2010,
ZIK 82 (85); Fichtingerl l;oglar-Deì tthards rei n, ÖSR ZO t O, tl 1 I (82 I ).

r04 ErläutRV 612 BIgNR XXIV. Gp t3.
t0^s Bollenberger, Rechtsgeschäftliche Vorsorgeklauseln für den lnsolvenzfall, ÖnA 2006, 879 (880).
106 wbl2olr, I (4).
to1 Kernhichler, wbl 2011, I (4).
108 Offenlassend, abgr wohl mit Syrnpathien für eine Anrvendr.rng des $ 25b lO Zollner, Die eigenntitzige Pri-

vatstiftung 269 lT.
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B. Ðie Enterbung in guter Absicht
Bestimmungen in der Sfifrungserklärung, wonach das Begünstigtenverhältnis allejne im

Fall der Insolvenz des Begünstigten beendet wird oder die Anspdche des Begünstigten firr
unpfändbar erklärt werden, sind nach dem Gesagten sittenwidrig iSd $ S79 ABGB.unci daher-
unzulässig. In einem eng umschriebenen Ausnahmefali wird es jedoch fi.ir zulässig erachtet,
dass der Anspruch des Begünstigten alleine aus clem füund des drohenden Gläubiferzugrifß
erlischt. lTierfìir wird auf eine Bestimmung cles Erbrechts zurückgegriffen: clie Enterbung aus
gnter Absicht (exheredatia bona mente facta), geregelt in $ 773 ABGB. Diese Besti*mung
ermöglicht es de¡n Erblasser, einen sehr verschuldeten oder verschwenderischen pflichtteils-
berechtigten zu enterben, wenn wahrscheiniich ist, dass fi.ir clie Nachkommen des pflichtteils-
berechtigten nichts oder kaum mehr etwas vom Wert des Pflichtteils übrig bleibt.rOe Sie ciient
dazu, dls Vermögen des Erblassers zugunsten cler Kinder des Pilichtteilsberechtigten zv ev
halten.rt0 Derngemäß ist der Ê,útltg des Pflichtteils auch nur zulässig, wenn cliesJr den Kin-
dem cles Enterbten zugewendet wird. $ 773 ABGB setzt claher <las Vorhandensein von Kjn-
clem inr ZeitpuÑt cles Frbfalls vorâus,rtr Sind mehrere Nachkommen vorhanden, müssen
diese, bei sonstiger Unzulässigkeit der Enterbung, gleichermaßen bedacht werden.irt ç 773
ABGB enthält eine Interessenabwägung zwischen den Interessen cler Kinder des Noterben
und cienen der Gläubiger, die zu l,asten der Gläubiger aus{äilt.rtj

Die Wertung des Gesetzes lässt sich, wie von K¿lssrra herausgearbeitet, auch fiir das Stif-
fungsrecht fr¡chtbar machen. Eine Klausel, wonach im Falle der lnsolvenz oder sonstigen ho-
hen Vcrschuldung des }Segünstigten die Zuwendung, clie sofbrt an die Gläubiger fließen wLir-
cie, nicht an den Begünstigten ausgeschiittet wird, sonclem an dessen Kinder, wird daher als
zulässig angesehen.rrs Es ist allerdings vor einer vorbehaitlosen übenrahme der aus dem Ërb-
reclrt stammenclen Wertungsentscheidung zu walîen, r.veil der Zweck des Pfìichtteilsrcchts
insgesamt und der konkrete Normzweck des $ 773 ABGB im Gefüge des pflichtteilsrechts
entsprechend :zu berücksichtigen sind. Das Pf'lichtteilsrecht als solches nimmt eine Kompro-
missñlnktion zwischen <iem Prinzip der Testierfreiheit uild dem Prinzip der Familienerbfolge
ein-r16 Verfügt ist zwar der Vonang der Erbenhestimnrung durch den freien Willen des Erblas-
sers, dieser ist aber durch einen zwingenden Geldanspruch cler nächsten Angehörigen einge-
schränkt.t17 Das Pflichtteilsrecht soll gewährleisfen, dass den nahen Angehöägen d-es Erblas-
sers jedenfalls ein bestimlnter Anteil am Vermögen des Erblasser verbleibt. Dem prinzip der
Familienerbfblge trägt die exheredatio bona n'tente dadurch in besonclerem Maße Rech-
nung,lr8 als ctass sie die Vermögensweitergabe und den Vermögenserhalt inl Familienverband
sicherstellt. Die Bestirnmung steht darnit vollends im Ëinklang mit der Auffassung des
Pflichtteilsrechts als Folge des Þ'amilienzusammenhangs.¡re Eine sinngemäße Anwendung

t0e BittnerlHawel in Kletecka/schcnter, ABGB-ONÌ0' $ 773 Rz l.tt' yqt-ynjß in Klang .Kom¡nentar zum ABGB flI'?_(1.é52), 852, Nemeth io Schwímann/Kodek,ABcB4 (2013)
.. ç'173 Rz l; Kalru in Kal.rs, Aktuelle Fragen i07 (135).ttt ßìtnerlllawel in Kletecka/Schauer, OtG"-g¡t'oi $ 773 Rz 1; Ilelser in Rummels ç 773 R?. 6; Kralik,

Erbrechr3 (t983) 282.
r12 OGII 26, 5 

-!9?4, 2 Ob 532/93; Bittner/Hawel in Kleteckalschatter, r\B()B-ONr.0r $ 'Ì73 Rz.l; Nemeth in
.., SchwimannlKodek, ABGB4 $ 713 Rz 4.

lll Vel Kalss ín Kalss, Akruelle Fragen 107 (135),
lra In Kal.x, Aktuelle Fragen 107 (115).

ll] VetK¿lçs in Kalss, A[tuelte Fragen 107 (13.5).
tI6 F: Bvdlítnki, Sysrem und PrinzipÉn des privatr.echts (1g96) 404.

]il vel F. I)1td!¡¡5¡¡, Systern und Piinzipien 404.
tt8^ Apathy in KoziollBydlinskî/Bollenbergar, ABGBa(2014) g 713 Rz L

"" LYe{J in Klang III2 852.
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des $773 ABGB im Stiftungsrecht kommt * der ratio legis entsprechend - jectenfalls dann
in Frage, wenn der Vermögenserhalt innerhalb der Familie Stiftungszweck ist. Bei FamÍIien-
stiftungen lässt sich nälnlich eine dem Prìnzip der Familienerbfolge vergleichbare Zweckset-
zung feststellen. l)ass der schwer verschuldete ocler insolvente Begünstigte ein P{lichtteils-
berechtigter des Stifters ist, wird rnan hingegen wohl nicht verlar:gen müssen. Dass
$ 773 ABGB dies voraussetzt, ist eine notwendige Folge dessen, dass die Bestimmung den
Entzug des an sich zwingenden Pflichtteilsanspruchs zum Gegenstand hat. I{ingegen steht es
dem Erblasser in Bezug auf die nicht konkret pflichtteilsberechtigten Personen ohnedies of-
fen, diesen Zuwendungen zukommen zu lassen oder auch wìecler zu entziehen.

Fraglich ist, ob eine dem $ 773 AIIGB vergleichbare Regelung in der Stiftungser.kläru¡g
einer Sittenwidrigkeitsprüfung auch dann standhält, wenn nach dem Erstbegünstigten anclere
Familienangehörige als dessen Kinder als (Zweit-)Begünstigte eingesetzr sind. In einem sol-
chen l'all hat wohl eine Beurteilung im EinzelfäIl zu erfolgen. Werur in den sonst angeord-
neten Fällen, in clenen die Begünstigung des Erstbegünstígten endet, nicht dessen Ki¡àer zu
Begtinstigten bestellt u'erden, wohl aber im Fall einer entsprechenden Verschuldung cles Ërst-
begünstigten, kann dies uU ein Indiz fijr eine primär von der Absicht der Gläubigeibenachtei-
ligung getrâgenen Anordnung sein.

Handelt es sich nicht um eine Familienstiftung, sondem verfolgt die Stiftung einen belie-
bigen anderen Zweck, so sprechen wohl die besseren Grtinde tlagegen, dass die Begünstig¡ng
dem Zugriff der Gläubigel' entzogen werden kann. Anders als im Pflichtteilsrecht hãt der Sti[
ter nämlich die Möglichkeit, Begünstigte frei zu bestimmen. Ist cler Sriftungszweck aber nicht
in der Versorgung cler Familie zu erblicken und sollen riie Begünstigten alleine in dem Fall
Vemrögen von der Stiftung erhalten, in dem ansonsten die Gläubiger des Begünstigten auf
das Vermögen greifen könnten, liegt der Verdacht der Gläubigerbenãchteiligun! nahe.

.Die hie:: vertretene restriktive Anwendung der Werlungen der exheredatio ltonø. mente im
Stiftungsrecht scheint noch aus einem anderen Grund geboten: Im unmittelbaren Anwen-
dungsbereich des $ 773 ABGB hat der Pflichtteilsberechtige noch keinen Anspruch, weil die-
ser erst mit dem Tod cles Erblassers entsteht. Vor dem Erbfall besteht nicht iinmal ein An-
wafischaftsrechl, sondem bloß eine rechtlich bedeutungslose Ërwelùsaussicht.r20 Durch die
Enterbung wird der Anspruch auch niemals existent. Ëin nach der'Exekutionsorcinung von
den Gläubigem pfiindbarer Anspruch besteht sohin nicht. Darau{ dass diçs auch bei der
vom Gesetz getroffenen Interessenabwägung Benicksichtigung findet, weist auch Zeillertll
irin, wenn er ausfürhrt, ,,die [...J Gkiubiger mogen sich selhst beimessen, da/3 sie auJ'eine so
unsichere flqffiung geborget haben". Insoweit sind die Interessen der Gläubiger bei der ex-
heredcttio hona menîe geringer zu gewichten als dies irn Stiftungsrecht der Fall ist, wejl wir
es dort mit grundsätzlich nach der Eo pf?indbaren Forderungen zu tun haben,

t20 .Eccher ín SchwimannlK.odlf; ABGB4-{i 536 Rz l; Apatt111.ín Koziotl?ydlinskilBollenberger ABGBa $ 536
Rzl;Werku'sch^ChristinKlete-ðkalSchauer,AtsGB-ONr il6536R2 i;WelserinR.umriel,ABGB,'ç5i6
Rz 1; ßinder it Schwimann, 4BGBr $ I278 Rz-2; Schauer"in GruberiKalsslMütterlscharueri Erbrecht uncl
Vermögensnachfolge (2,010) $ 15 Rz 55; B. Jttd,..Ðer Erbschaftskauf (1998) 96 ff; Kratik,'ljr¡recht: :i.
Vglauch Wínniwarter,BürgerlichesRechtIII1(¡8qr), 1l;Ni¡tpel,ErläuterungendesÀgGB,ijroà-Iv(tS:Z)
19.

I2r Comtnentar über <las allgemeine bürgerliche Gesetebuch fÌir die gesammten deutschen Erbländer dçr oes*
tereichischen Monarchie Bd Il/1, ZB4.
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VI. Verfassungsrechtliche Grenzen von Vollstreckungsprivilegien
Die Vollstreckungsprivilegierr des liechtensteinischen Rechts greifen zum Teil erheblich in

die Rechte der Gläubiger von Begänstigten ein. Bei der lleurteilung derartiger Bestimmungen
sind auch verfässungsrechtliche Vorgaben zu benicksjchtigen. Hier besteh"n itr Grenzbereich
durchaus Bedenken gegen die vom einfachen Gesetzgeber des PGR getroflbnen Wertungsent-
scheidungen. So lässt sich insbesondere ein gewísses SpannungsverhÈiltnis zum verfassiurgs-
¡echtlich garantierten Recht auf Unversehrtheit des Sigentums nicht leugnen.r22 Rechtspìe-
chung und Literatur sind * soweit ersichtlich - zu dieser Frage bislang nicht vorhanàen.
Einzig in einer Entscheidung des Fürstlichen Obersten Gerichtshoßr23 wurcle die Verfassungs-
mäßigkeit angesprochen. Der OGH hatte diese jecloch im konkreten Verfuhren nicht zu prri-
fen, da es sich um ein Rechtssicheningsverfahren handelte, clessen Eilcharakter der prüfirng
einer solch komplexen Rechtsfiage entgegensteht und der OüH überdies einen Verstoß gegei
das Neuerungsverbot als gegeben sah,r2o In der F'olge sollen die verfassungsrechtlicheZuLäs-
sigkeit der Vollstreckungsprivilegien einer näheren Untersuchung zugeführt werden.

Das i. Zusatzprotokoll zur Ëuropäischen Menschenrechtskonvention, clas von Liechtenstein
1995 tatiftziert wurde,ì2s enthält in seinem Art I die Ëigentumsgarantie. Dìe ËMRK ist in Liech-
tenstein direkt anwendbarr2c und genießt nach stRsp des Staatsgerichtshofes aufgrund der Mög-
lichkeit, dass ciie Verletzung einer Bestimmung cier EMRK gleich der Verleøuig eines Gruncl-
rechts nach der Landesverlassung mit GmndrechtsbeschweÍde an den StGl:.I gerügt werden
kânn,r27 ',fahtisclt Ve(izssungsrarxg't.t28 Als Konsequenz hiervon sind Gesetze uncl Verãrdnungefr
nicht nur verfassungs-, sondem auch ËMRK-konfonn auszulegen.r2e Einfachgesetzliche Bestim-
mungen sind demgemäß auf ihre Übereinstirrmung mit der EMRK zu prüfeñ.

Die Eigentumsgarantie des Art I l. ZPEMRK schützt alle ,,erworbenen" Rechte mit Ver-
mögenswert.r30 Neben den nach nationalem Recht bestehenden.Eigentumsrechten sind auch
unbedingt entstandene Anspniche auf vermögenswerte l.eistungen bz-w Forderungen, sofern
sie durchsetzbar sind, vom Schutzbereich erfasst,13rJeclenfalls (àber nicht nur¡ gesihtitzt sind
Ïordemngen, die bereits durch eine endgültige und verbinclliche gerichtliche Entscheidung
anerkannt wurden.r3z Für das Rxekutionsverfahren * und erst dort entfaltet das Vollstre-
ckungsprivileg seine Wirkung - ist Rechtsi<mft aber generell Voraussetzung, es sei denn, es
besteht zwar noch ein Rechtsmittel gegen clie Ðntscheidung, diesem komrit aber keine clie
Ëxekution hemmende Wirkung zu.rr3 Ist aber eine Forderung durch ein Urteil bestätigt, be-
steht ein Eigentumsrecht, sodass es nicht schadet, <lass noch Rechtsmittel ohne außchiebende

r22 Beclenken bereits bei Schauer/Motal in,Schr.trr, Hancibuch Verrnögensschutz Kap IV C. (ìn Druck).123 ocl.{ g. I t. 2007, 3 cü.2007.66 LËs 2008, 2ó6.rå LES2008,266(271);vgt hierarbereitsSchauerlMotalinSchuru,HandbuchVennögensscliutzKaplV.C.
(jn Druck).

t,l). 
çrþ3nwárterlPahel, Europäische Menschenreohrskonvenrions (2012) 496.

'"' StGH 19. 2. 2001, 2000/27.
r?i 4t¡ 23 Abs I lit b StGHG, Gesetz vom 27. November 2003 über den Staatsgerichtshof (SIGHG), LGBI

20Q4/32 vom 27. November 2003.

'" glclt l,l, lg?!, ßgs/21Lns 1997, 18; srGr{ 1. g.2006,2005/89; srcu zr. 5. 2010, ?009t202:sr1Il
19. 2. 200i. 2a00/27.l2l stct"t tg.2'.2001, srct{ 2000/27.

t30 Grabenwarterl Pai¡el. ËMRK5 97.t}t GrabenwarterlPøL¡el, EMIì.Ki 97 f; Meryer-Ladewig, Europäische Menschenreclrtskonventionr Art I L Zu-
satzprotokoll Rz l2 (2011); Peukert in Fravein!Pey(eytilyroy1ísche Menschenrechrskonventiont @Oõl¡Art_ i l. ZPEMRK, l\z 4; Korineh ín Korinekl\otoubek (Hrsg), Bundesverøssungsr.òhi, Art I l.
ZPEMRK Rz 5 F'N 18.

t.r? (ìrahenu,arterl Pahel, ßMRK5 98.
'" Vgl Art I flEO.
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Wrkung möglich sind.r3a Die Ansprüche der Gläubiger gegen die Begrinstigten eines liech-
tensteinischen Vermogenstr'ägers, cleren Geltendmachung durch die oben zitierten Bestim-
mungen ausgeschlossen ist, fallen sohin unter den verfassungsrechtlich geschiitzten Eigen-
fumsbegrifL

Zu pnifen ist in einem nächsten Schritt derEingriff selbst, wobei ein,,sonstiger Eingriff"'
in das Eigentumsrecht in Frage kommt. Zu bedenken ist hier, class sich jedenfalls das Konkurs-
privileg direkt auf die Forderung der Gläubiger auswirkt, da der Konkurs gerade vor'¿ussetzt,
dass das Vermögen nicht zur vollen Befiiedigun g aller Gläubiger ausreicht. Dem Begünstigten
euzurechnende Vermögenswerte werden der Konknrsmasse entzogen. Im Ëxekutionsverfahren
hingegen kann der Glüubiger auch auf das restliche Vermögen des Begunstigten (des Schuld-
ners) greifen . Zwar bemht clas Privatrecht auf dem Prinzip der unbeschi¿intten Haftung, das es
einem Gläubiger gestattet, kraft öfTbntlich-rechtlichen Anspmchs auf alle Gegenstäncle des
Vermögens rst greifen,t3s aus grundrechtiicher Sicht sin<l aber nur <ier Bestand un¿ di" Durch-
setzbarkeit der Forderung der Glâubiger vom Schutzbereich erfàsst. Ëin Anspruch darauf, aus
allen Vermögenswerten des Schuldners bzw aus bestimmten Vennögeos*ert*n (der Begüns-
tigung) tsefiiedigung zu suchen, kottult dem Gläubiger nicht zu. Sofem also das sonstige Ver-
mögen des Begünstigten zur Befriedigung ausreicht, ist die Durchsetzbalkeit der lrorderung
gewährleistet und dessen Eigentumsrecht damit nicht beeintr'ächtigt.

Aber auch dann, wenn ein Eingriff in das Eigentumsrecht vorliegt, ist damit noch nicht
âutomatisch eine Grundrechtsverletzung gegeben. Den nächsten Pnifungsscluitt bildet die
Frage, ob ein Eingriff duroh ein öffentliches Interesse gerechtfbrtigt und verhältnismäßig ist.
Sor,veit die nichtpfÌindbaren Anspniche nicht an eine Not- oder Bedürfnissituation geknüpft
sind, wird sich ein öffentliches Interesse freilich nur schwer fìnclen lassen. Indessen könnsn
Anspniche, welche der Sicherung des notwendigen Unterhalts dienen, vollstreckungs- und in-
solvenzfþst ausgestaltel werden, weii damit jedenfalls ein legitirnes Ziel verfolgt lird. Ein*
solclr eingeschränktes Voilstreckungsprivileg enthält Ar1 546 Abs 2 PGR für ãas Anstalts-
recht. Der Begriff des notwendigen Unterhalts ist dabei wohl iScl des Ëxistenaninimums
(Ad 211 flEO¡tr0 zu interpretiercn.r3T Das angestrebte Ziel des Gesetzgebers ist es hier, den
Begünstigen das fiir die Bestreitung des tägiichen Lebens erforclerliche %rmögen zu erhalten.
Die zur Zielerreichung angewandten Mittel stehen zweifelsfiei in einem ong"m.ss.nen Ver-
hältnis zunr angestrebten Ziel.

. Die Vollstreckungsprivilegien des Art 546 Abs 1 PGR und jenes des Art 552 $ 36 pGR
hingegen setzen keine Bedarfssituation des Begünstigten voraus. Sie sind aber bescllränkt auf
bestimmte Zwecke, wie die Bestreitung der Kosten der Erziehung, der Bildung, cler Ausstat-
fung oder der Unterstützung von Angehörigen einer oder mehrerer Familien. Zunächst ist
fèstzuhalten, dass hier eine Anordnung des Gninders oder Stifters notwendig ist. Die staatli-
che Regelung selbst führt nicht zu einer Beeinnächtigung der Gläubiger, nimmt sine solche
allerdings in Kauf. Es ist auch nicht der Schuldner, der den Gläubigerzugriff einschränkt,
sondem ein Dritter (der Stifter/Gründer). Ës sind daher bei der Beurleilung der Zulässigkeit
auch dessen Interessen zu berücksichtigen. Obschon die Möglichkeit, Vermögenswerte unab-
hängíg von deren Wert und Größe dem Gläubigerzugriff zu entzíehen, nicht ìmmer saohge-

t,l,l 
{elterlLadewrþ, Europäische Menschenrechtskonventions 12011) Arr 1 1. Zusatz-protokoll Rz 18.

'.". Scheuer in Marxer & Partner, Aktueile Themen 67 (l0S).
136 ryto der. Vero¡dnung vom L Juli 2008 über dis lrcstseumng der pfändungsfreien Betrige bei Exekution auf

Arbeits- und DiensteinkommeR LGBI 2008/169.
137 Fischer, Die liechtensteinische privahechtliche Anstalt nach Art 534 ff PGR - Ein Wanderer zwischen den

Wclten, in FS Delle Karth 169 (l7S). Vgl auch Schøuer in Marxer & Partner 67 (l0g), der den Begdfi
isd $ 795 |ABGB auslegt und. darunter dle Sig.herung des Existcnzminimums verstòht. Zum notwenclígen
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recht erscheint, spricht dennoch viel {îir die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Bestim-
mungen. Dic Beschränkung der Zwangsvollstreckung lässt sich rechtfertigen, weil die mit ei-
ner Familienstiftung bzw der I;amilienanstalt verfolgten Zwecke doch im weitesten Sinne for-
derungswürdig erscheinen, Urrgekehrt wird sich der unentgeltliche Anstaltsgenuss bzw die
unentgeltliche Begünstigung fìir die Gläubiger oftmals als Glücksfall erweisen, auf den sie
nìcht vertrauen konnten.r3s Flelorzuheben ist in diesem Z¡sammenhang insbeso'dere, ciass
cler Gesetzgeber durch die Möglichkeit der Exemtion einzelner Vermögenswerte aus dem
zu¡ Ilefriecligung der Gläubiger zur Verfiigung stehenden Vermögen des Schuldners nur mit-
telbar in das Iligentumsrecht des Gläubigers eingreift, nämJich dadurch, dass er es dem Stif-
ter/Gründer ermöglicht, von der Privilegierung Gebrauoh zu machen. Djes fiihrt fèmer nur in
dem Fall zu einer Beeinträchtigung der ais Eigentumsrechte zu betrachtenden Forderungs-
rechte, in dem nicht ausreichend Vemrögen vorhanden ist.

Die Grenze der Verfassungsiconformität scheint hingegen bei der Bestimmung des
Att932a $ 136 PCR überschrítten. Hierfi.jr lassen sich mehrere Gesichtspunkte anführcn: Zu-
nächst greiÍÌ die Bestimmung bereits kraft Gesetzes ein. Der Staat sclbst entzicht bestimmte
Vermögenswerte dem Gläubigerzugrifïì Zudem frndet sich keine Beschränkung auf Begüns-
tigungen, die dem Allgemeininteresse oder bestimmten schutzwtirdigen Zwãcken dienen,
Das Vollstreckungsprivileg greift unabhängig vom Zweck cles'freuunternehmens. Ferner fin-
det sich auch keine Beschränkung hinsichtlich der Höhe oder des Wer¡s der Begünstigung.
Das,Vollstreckungsprivileg greift auch, wenn es sich um das einzige nennenswertJvr*iog*
des Schuldners handelt. Eine Rechtfertigung für einen so weitgehenden Ausschluss der Voll-
streckbarkeit ist nicht ersichtlich. Besonders bedenklich erschelnt im Lichte des Verfassungs-
rechts der Umstancl, dgss auch cler Treugeber selbst als Begünstigter vom Begünstigungsp-ri-
vileg erfbsst ist. Der Treugeber kann somit durch Errichting eines 'llreuuntünehmens eine
Haflungsexklave fiir eigenes Vermögen schaffen, voraussetzungslose Ausschütfungen an sich
anordnen und dieses Vermögen (die Ansprüche aus der Begünitigung) somit zur ðänze dem
Zugrifî seiner Gläubiger entziehen. Dr"rch clie Schaffting einer sotðtren.tr¿Oglichkeit macht der
Staat ciie Ansprüche der Gläubiger gegenüber dem Treugeber, tier zugleictidie Stellung eines
Bcgünstigten innehat, fäktisch undurchsetzbar. Ein derart umfassender Eingriff in die Rechte
der Gläubiger ist uE nicht mit dem Grundrecht auf Eigentum in Einklang ä bring.n.

VII. Schluss

- Hi¡rsichtlich 
-der 

grundsätzlichen Pfündl¡arkeit von Begünstigungen ist die Rechtslage in
Osterreich und Liechtenstein ident. Das liechtensteinische Recht kennt allerdings Begüns-
tigungsprivilegierungen, clie dem österreichischen Recht frem<l sin<l. Begünstigung-en kcinnen,
je nach gewähltem Rechtsträger, in unterschiecllichem Umfang vollstreðkungo- uão konkurs-
fest ausgestaltet werdcn. Zum Teil bestehen jedoch Vorbehálte aus verfhisungsrechtlicher
Sicht. Im österreichischen Recht steht hingegen nur die Möglichkeit privatautotio**, Rege-
lungen in den Stahrten zur Verfligung, clenen allerdings durch clie zr,vingenden Bestimmungen
des Exekutionsrechts und dem Korrektiv cler Sittenwiclrigkeit enge Grenzen gesetzt sind. Z¡-
sammenfassend kann festgehalten werden, dass sich Stillungen nach östeffeichischem Recht,
genauso wie Anstalten, Stiftungen und Trçuuntemehmen nach liechtçnsteinischem Recht,
hervorragencl fÌir eine langfristige Vem:rögensplanung eignen und auch bis zu einem gewissen
Crad das Vermögen vor dem Zugriff Dritter abzuschotten vermögen, Berechtigte lnteressen
der Gläubiger sind aber auch bei diesen Vermögensträgern in: Rãhmen der Ñêrtungen der
Cesamtrechtsorclnung zu berücksichtigten.
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